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4 136Eine mutige Aktion 
Eberswalder Frauen
60. Jahrestag der Befreiung

Der doppelte Irrtum 
vom Wachstum
Reformvorschläge Ralf Christoffers

Schulentwicklung 
nicht per Schnellschuß
Rückzug der Stadtverwaltung

DIE NÄCHSTE MONTAGSDEMO IN EBERSWALDE
FINDET WIEDER AUF DEM MARKTPLATZ STATT. BEGINN DER KUNDGEBUNG IST UM 17.30 UHR

Aufruf
Aus Anlaß des »60. Jahrestages der Be-
freiung vom Nationalsozialismus« rufe
ich zu einer Kranzniederlegung am
Sonntag, dem 8. Mai 2005, um 10 Uhr,
am Sowjetischen Ehrenmal in der 
Freienwalder Straße (Waldfriedhof) auf.
Lassen Sie uns gemeinsam der Opfer
gedenken und Zeichen setzen.

Reinhard Schulz, 
Bürgermeister der Stadt Eberswalde

1. Mai 2005 
Du bist mehr. Mehr als eine Nummer. Mehr als

ein Kostenfaktor. Du hast Würde. Zeig sie!

Eberswalde Marktplatz 
Beginn 10.00 Uhr (Treffpunkt Busbahnhof) 

Es reden 
– Olaf Himmel DGB-Regionsvorsitzender 
– Susanne Stumpenhusen ver.di Landesbezirk Berlin-Brandenburg 
– ein/e VertreterIn der Montagsdemonstrationen in der Region 
10.00 Uhr, Demo vom Busbahnhof zum Marktplatz, 
10.25 Uhr, Kundgebung Marktplatz 
anschließend Talks »Arbeitsmarktpolitik« und »Sozialpolitik« 
»Fest der Kulturen« mit lokalen Projekten, Initiativen und Vereinen als
Kultur- und Familienfest mit Kinderprogramm, Infoständen 
und Live-Musik mit

Haase & Band 

Dritthöchste Feinstaubbelastung im Land
Die seit 1. Januar gültigen Grenzwerte werden in Eberswalde gerade noch eingehalten

Eberswalde (bbp). Seit einigen Jahren wird in Ebers-
walde in der Breiten Straße die Belastung durch Fein-
staub gemessen, der u.a. den Emissionen von Diesel-
fahrzeugen entstammt, die über keinen Rußpartikelfil-
ter verfügen. Dieser Feinstaub kann die natürlichen
menschlichen Filter in Nase und Rachen ungehindert
durchdringen und gelangt so bis in die Lungen. 

Seit 2005 gelten EU-weit neue Grenzwerte für den
Schutz der menschlichen Gesundheit. So darf der Wert
von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter nur an 35 Tagen
im Jahr überschritten werden. Der Jahresmittelwert
muß unter 40 Mikrogramm pro Kubikmeter liegen.

Die Meßergebnisse aus den landesweiten Staubparti-
kelmessungen des Jahres 2004 hat das Landesumwelt-
amt im Internet veröffentlicht (http://www.luis-bb.de/i/
ubis/1710006/result.aspx). In Eberswalde wurden dem-
nach beide Werte nicht überschritten. Der Jahresmittel-
wert lag bei 29 Mikrogramm pro Kubikmeter. Die
Grenze von 50 Mikrogramm wurde an 25 Tagen über-
schritten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß nur von
341 Tagen gültige Meßwerte vorliegen. 

Von den insgesamt 21 Meßpunkten im Land Brandenburg weisen le-
diglich zwei Meßpunkte in Cottbus und Frankfurt (Oder) höhere Werte
auf. Dort wird der Grenzwert von 50 Mikrogramm an 42 bzw. 39 Ta-
gen überschritten.

Baudezernent Dr. Gunther Prüger hatte bereits vor einigen Monaten
im städtischen Bauausschuß darüber informiert, daß es in Eberswalde
seitens des Landes vorerst keine konkreten Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Feinstaubbelastung geben werde. 
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Zitat des Monats
IHR WERDET DIE DEUTSCHEN IMMER WIEDER DARAN ERKENNEN KÖNNEN, OB SIE DEN 8. MAI ALS TAG DER NIEDER-

LAGE ODER DER BEFREIUNG BEZEICHNEN. HEINRICH BÖLL

Befreiung
Der 8. Mai 1945, Ende des II. Weltkrieges

und Tag der Befreiung. Auch nach 60 Jahren,
lebt er in meinen Erinnerungen. Niemals soll
vergessen werden, daß der Krieg, Mord und
Brand von Deutschland ausgegangen war.

Ich war 13, aber im Bewußtsein, durch die
Kriegserlebnisse, sicher schon viel älter, oder
fast erwachsen. Der lange Fluchtweg mit unse-
rer Familie von Tilsit in Ostpreußen, über Kö-
nigsberg, Allenstein, Berlin, Dresden, Freiberg,
Chomutov, Karlsbad, hat bis heute seine Spu-
ren hinterlassen. Eis, Tod (vor allem von Kin-
dern), Trümmer, das brennende Dresden (ein
Tag nach meinem 13. Geburtstag), ständiger
Beschuß aus der Luft und durch Bodentrup-
pen, Hunger, Typhus, jeden Tag sterbende
Menschen – das sind Bilder, die ich nicht ver-
gesse. 

Unterwegs mit einem Treck, der Eisenbahn,
zu Fuß mit Handwagen und manchmal per
Anhalter auf Militärfahrzeugen trafen wir am
7. Mai gegen Mitternacht in Karlsbad (Karlovy
Vary) ein. Es war stockfinster, dazu die komi-
sche Ruhe und trotzdem  plötzlich ein Ge-
räusch – meine Schwester war in einen Boben-
trichter gefallen. Sie war pudelnaß. Wir be-
schlossen, eine Bleibe zu suchen und nicht wei-
terzugehen. Unter einem Torbogen, wo schon
viele Flüchtlinge lagerten, fanden wir Platz. 

Der Morgen des 8. Mai 1945, ein wunder-
schöner Tag begann. Herrlicher Sonnenschein.
Wir rappelten uns aus dem Schlaf, es war un-
heimlich. Diese Ruhe, keine Schüsse, kein Ka-
nonendonner, keine Militärkolonnen, dafür
Vogelgezwitscher. Die Menschen sahen noch
etwas düster drein und trauten dieser Ruhe,
dem Frieden, noch nicht. Ein Lautsprecherwa-
gen der Amerikaner forderte die Bevölkerung
auf, zum Marktplatz zu kommen, um an der
Kapitulation Deutschlands sowie der Waffenü-
bergabe durch die deutsche Wehrmacht teilzu-
nehmen. Natürlich gingen wir hin. Die Waf-
fenübergabe verlief bei lauter Musik und dau-
ernden Informationen über die von Dönitz aus-
gesprochene und unterschriebene bedingungs-
lose Kapitulation Deutschlands und vom Tod
Hitlers. Endlich Frieden. Großes Aufatmen der
Menschen. 

Diesen Tag anders zu deuten, als den Tag
der Befreiung, gar wie die Neonazis von einer
»Befreiungslüge« zu faseln, ist unverschämt
und kommt einer Verhöhnung der vielen er-
mordeten Menschen in den KZ und den Toten
des Krieges gleich. Ich habe und werde mich,
wie in all den Jahren zu vor, gegen jede Verun-
glimpfung des Tages der Befreiung am 8. Mai
1945 wehren. »Den Toten zur Ehre - den Le-
benden zur Mahnung und Pflicht! »

GÜNTER HILDEBRANDT, PDS Schorfheide

Radtour auf den Spuren der Zwangsarbeiter

Friedensgebet und Glockengeläut
Eberswalde (bbp). Mit Glockengeläut und ei-

nem ökumenischen Friedensgebet in der Ma-
ria-Magdalenen-Kirche gedachten am 25.
April die Kirchengemeinden der Stadt Ebers-
walde der Zerstörung der Innenstadt durch ei-
nen Bombenangriff der deutschen Wehrmacht
vor 60 Jahren. Alles lag in Schutt und Asche,
erinnerte Pfarrer Hanns-Peter Giering, »einzig
die Maria-Magdalenen-Kirche ragte fast un-
zerstört aus den Trümmern heraus und rief so

mahnend zum Frieden«. Mit dem Friedensge-
bet wurde erinnert »an Opfer in unserer Stadt,
an Opfer dieses schrecklichen Krieges in der
ganzen Welt und an die Kriege, die heute diese
Welt erschüttern und viele Opfer kosten«. An-
gesichts dessen »wollen wir erinnern, zum
Frieden mahnen und Gott um Frieden bitten«.
Um 23 Uhr, zu der Zeit,an der vor 60 Jahren
der Angriff begann, läuteten in der Stadt die
Kirchglocken.

Tage der Befreiung des Finowtals im Jahr ‘45: 
21.4.: Hohenfinow, Tornow; 22.4.: Spechthau-
sen, Trampe; 24.4.: Eberswalde; 25.4.: Nordend,
Finow; 26.4.: Finowfurt; 27.4.: Britz, Lichterfelde.

»Diese Verbrechen dürfen sich nie wiederholen«

Eberswalde (bbp). Anläßlich des 60. Jahresta-
ges der Befreiung vom Faschismus im Mai
2005 führte der Verein »Forschungs– und Ge-
denkstätte Eberswalde« gemeinsam mit ande-
ren Organisationen eine Fahrrad–Demo »Auf
den Spuren der Zwangsarbeiter in Eberswal-
de-Finow« durch.

Die Tour begann auf dem Friedhof Finow
mit Worten des Gedenkens am dortigen
Zwangsarbeiterehrenmal. Der Weg führte vor-
bei an der früheren Berufsschule in der Bie-
senthaler Straße. Hier waren während des 2.
Weltkrieges Zwangsarbeiter der Finower Kup-
fer- und Messingwerke (FKM) untergebracht.
Die nächsten Stationen waren die sog. »Ostar-
beiterlager« am Mäckersee und in der Anger-
münder Straße. Zur Erinnerung an die Häftlin-
ge des Finower Außenlagers des Frauen-KZ
Ravensbrück fand auf dem Parkplatz von Mär-
kisch Edel ein Meeting mit dem anbringen ei-
ner provisorischen Gedenktafel statt. Weiter
ging es zur Thimm-Einfahrt wo über das

Zwangsarbeitslager von Seiffert & Co. infor-
miert wurde. Am Hafen gab es Infos zum La-
ger Düsterwinkelbrücke und zum Nordwerk.
Hier brachten die Tourteilnehmer eine weitere
provisorische Erinnerungstafel an. 

Weiter ging es über die Britzer Straße über
den Finowkanal und dann auf dem Treidelweg
bis zum Kranbau-Sportplatz. Hier befand sich
damals das Ardelt-Lager. Auf dem Toompark-
platz gedachten die Tourteilnehmer mit einem
weiteren Meeting an das KZ-Außenlager Ei-
senspalterei sowie die beiden Ardeltlager auf
dem Baumarktgelände und im Wald hinter
dem Kreishaus. Auch hier wurde eine proviso-
rische Gedenktafel angebracht, wie auch an
der Ecke Grabow-/Bergerstraße. Dort wurde
an das RAW-Lager und weitere Lager im
Stadtgebiet erinnert. Vorbei am früheren »Ge-
meinschaftslager« in der Eichwerder Straße,
ging es zum Waldfriedhof, wo am Ehrenmal
für die Zwangsarbeiter das Abschlußmeeting
stattfand.

Eberswalde (bbp). Der Kreisverband Eberswal-
de der Brandenburgischen Freundschaftsge-
sellschaft, der PDS-Stadtvorstand und die
Stadtfraktion der PDS werden entsprechend
des Aufrufs von Bürgermeister Reinhard
Schulz zum 60. Jahrestag der Befreiung vom
Faschismus an der Kranzniederlegung am so-
wjetischen Ehrenmal auf dem Waldfriedhof
Eberswalde in der Freienwalder Straße teilneh-

men. In einer gemeinsamen Pressemitteilung
heißt es: »An diesem Tag wollen wir den
Kämpfern gedenken, die für die Befreiung
Deutschlands und weiten Teilen Europas vom
Faschismus gefallen sind. Wir wollen an die-
sem Tag gemeinsam der vielen Opfer gedenken
und unseren Willen bekunden,alles zu tun,daß
sich dieses Verbrechen niemals mehr wieder-
holt.«

»Der Pavillonplatz – Geschichte und Zukunft« 
Sonderausstellung seit 26. April 2005 im Museum in der Adler-Apotheke Eberswalde

Eberswalde (prest-ew/bbp). Die Bombennacht
vom 25./26. April 1945 und die Entscheidun-
gen in den Jahren nach dem Krieg haben das
ehemals so dicht bebaute Stadtzentrum völlig
verändert. Dies soll mit Schwerpunkt um den
Pavillonplatz nachvollzogen werden. Neben
verschiedenen Zeitzeugnissen gegenständli-
cher und schriftlic her Art steht das Zeitdoku-
ment Fotografie im Mittelpunkt der Schau. Die

durch einen deutschen Luftangriff noch kurz
vor Kriegsende 1945 in Trümmer gelegte In-
nenstadt ist der Schwerpunkt der Ausstellung.
Die Beseitigung der Zerstörungen und die un-
terschiedlichen Vorstellungen zum Wiederauf-
bau der Innenstadt werden ebenso veranschau-
licht wie schließlich die Vernachlässigung der
noch vorhandenen historischen Bausubstanz
zu DDR-Zeiten. 
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Zum Paul
Vor 60 Jahren haben deutsche Bombenflie-

ger einen großen Teil der historischen Innen-
stadt Eberswaldes sinnlos zerstört. Der Krieg
zur Eroberung der russischen Getreidefelder
war längst verloren und das tausendjährige
Reich existierte nur noch in den verwirrten
Köpfen. Offensichtlich war es Angst vor den
Russen,die die Verzweifelten antrieb, ihre ei-
gene Heimat mit den letzen Bomben zu zer-
stören. Die Angst, von den Russen zu Recht
bestraft zu werden, war wohl größer als ihre
Vaterlandliebe. Man kann diesen Irrsinn noch
heute an den Baulücken und Neubauten im
Stadtbild erkennen. Hier und da läßt sich sogar
noch ein Einschuß in der Fassade feststellen.
Mancher Dachstuhl trägt schwarze Pappe statt
roter Ziegel. Die vielen Prunkfassaden aus den
Prachtstraßen sind für immer verschwunden.

In der DDR tat man sich schwer, die Kriegs-
wunden zu schließen. Lag es am schlechten
Baugrund oder am fehlenden Geld? Vielleicht
gab es wichtigeres, oder einen Plan zur Ent-
wicklung von Grünflächen im Zentrum? Woll-
te man die Wunden der Nachwelt als Mahnung
erhalten? So genau weiß man das nicht.

Die neuen bundesdeutschen Herren gingen
da energischer vor. Ganz schnell schlossen An-
lageobjekte, Einkaufszentren und Banken die
Lücken. Die Fachhochschule etablierte sich,
Denkmale wurden rekonstruiert. Die Hausbe-
sitzer renovierten die Fassaden. Selbst Reihen-
häuser entstanden. Manch Meisterwerk ent-
stand und Murks ist auch dabei. Man kann die
Bauten nur begrüßen,obwohl die Stadt viele
ihrer Grünanlagen verloren hat. Denn was soll
schon eine Stadt ohne Häuser und Menschen? 

Nach längerer Ruhe am Bau zeigt nun auch
der Landkreis Flagge. Aus Anlaß des 60. Jah-
restages der Bombardierung legt der Landrat
den Grundstein für ein neues und schickes Ver-
waltungsgebäude. Recht so,soll die Aufsichts-
behörde zeigen,wie man heute baut,und was
sie kann. Der Landrat will sicher mit gutem
Beispiel vorangehen. Mit dem Bau seines Ver-
waltungsgebäudes im alten Stadtzentrum über-
nimmt der Landkreis bis auf weiteres die ar-
chitektonische Führung in der Stadt. Die späte-
ren Bauherren dürfen und müssen sich an die-
sem Gebäude messen. Der Landkreis gibt Bau-
stil, Formen und Farben, Technologien und
Materialien vor. Das Beispiel wirkt viel stärker
und weiter als es alle Bauvorschriften, Sanie-
rungsbeiräte und Gestaltungssatzungen könn-
ten. Hängt sich der Landrat Eternitplatten vors
Büro, so braucht der Sanierungsbeirat keinem
Bauherrn mehr mit landschaftlichen Baustof-
fen zu kommen. Leistet sich die Verwaltung
eine Dachbegrünung, wird es leichter, andere
Bauherren zu begeistern. Wir wünschen der
Kreisbaubehörde eine glückliche Hand und
viel Durchsetzungskraft. Sonst wird das Kreis-
haus auch ohne eine Skulptur recht wunderlich
und der Landrat zum Paul.

Dr. MANFRED PFAFF

Beschämend für Eberswalde 
Hauptausschuß lehnt Ansiedlung eines Asylbewerberheims ab

»Ideen zusammenfassen«

Der Hauptausschuß der Stadtverordneten-
versammlung hat in seiner letzten Sitzung mit
großer Mehrheit den Antrag einer Betreiberge-
sellschaft auf Einrichtung eines Asylbewerber-
heimes in Eberswalde abgelehnt. Beantragt
war, 360 ausländische Flüchtlinge und Asylsu-
chende in leerstehenden Gebäuden auf dem
Gelände der Landesklinik unterzubringen.

Diese Entscheidung ist beschämend und aus
städtischer Sicht nicht nachvollziehbar. Seit
Jahren wird im Landkreis Barnim über die un-
haltbaren Zustände der Asylbewerberunter-
künfte, vor allem der in Schönfeld bei Bernau,
diskutiert und Abhilfe gefordert. Erst in seinem
jüngsten Bericht an den Kreistag im November
2004 setzte sich der Ausländerbeirat erneut
dafür ein,die Flüchtlinge in den Städten unter-
zubringen. Die Anfang der 90er Jahre als Not-
lösung eingerichtete Unterbringung in abgele-
genen Heimen außerhalb der Ortschaften
grenzt die ausländischen Mitbürger vom sozia-

len Leben aus und verhindert eine wirkliche
Integration. 

Eberswalde verzichtete mit dieser Entschei-
dung auf 360 zusätzliche Einwohner und die
damit verbundenen Steuerzuweisungen vom
Land. Leerstehende landeseigene Gebäude in
der Stadt hätten in Nutzung gebracht werden
können. 

Zu kritisieren ist auch der verwaltungstech-
nische Umgang mit der Anfrage. Vom Beige-
ordneten Uwe Birk als mündlicher Antrag in
die Sitzung eingebracht, hatten die Ausschuß-
mitglieder keine Möglichkeit, sich vorher mit
dem Thema auseinanderzusetzen. Die 2003
von der Stadtverwaltung eingeforderten
schriftlic hen Stellungnahmen der Fraktionen
zu einem möglichen Asylbewerberheim blie-
ben unerwähnt und wurden nicht zur Diskussi-
on herangezogen.

DOROTHEA MARTIN, Vorstandsmitglied
B90/Grüne und In-/Ausländerkreis Eberswalde

Eberswalde (mm). »Mächtig zur Sache« ging es
am Sonntag, den 17. April, als es um die Frage
ging, welche Chancen Eberswalde und unsere
Region bei der Fortschreibung des Landesent-
wicklungsplanes »Zentrale Orte System« ha-
ben werden. Mit Bürgermeister Reinhard
Schultz aus Eberswalde und Uwe Schoknecht
aus Schorfheide hatte sich Margitta Mächtig
die Lokal-Matadoren eingeladen,die gemein-
sam mit ihr und Ralf Christoffers, dem wirt-
schaftspolitischen Sprecher der PDS-Land-
tagsfraktion sowie zahlreichen Gästen die Fra-
ge diskutierten,wie man sich in die landeswei-
te Diskussion einbringen muß, um nicht der
Zukunft hinterher zu laufen. 

Einig waren sich die Gesprächsteilnehmer,
daß es notwendig ist, die Gesamtregion im
Auge zu behalten,die über die Kreisgrenzen
hinaus in die Uckermark führt. Dabei wurde in
dieser Runde Schwedt mit seiner expandieren-
den Ölveredelungs- und Papierindustrie als un-

bestrittenes Wirtschaftszentrum der Region
ebenso benannt,wie Eberswalde als nicht zu
vernachlässigender Verwaltungs- und Gesund-
heitsstandort zu bewerten ist. Bei der Diskussi-
on wurden die Aufgaben, die eine Kreisstadt
zu erfüllen hat, ebenso diskutiert, wie die wei-
terhin zwingend notwendige Verbesserung der
Verkehrsinfrastruktur. So sprachen sich die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer für eine zü-
gige Umsetzung des B167-neu-Ausbaus aus,
wie für die Wiedereinrichtung der Telekom-
straße und die Nutzung des Flugplatz Finow-
furt, deren Vertreter auf die Mischfunktion als
Gewerbegebiet und Verkehrslandeplatz ver-
weisen. Klar war am Ende, der von der »Agen-
da 21« initiierten Diskussionsprozeß zur Zu-
kunft der Stadt und der Region muß schnellst-
möglich fortgeführt werden,um alle Ideen für
die Zukunft der Stadt und Region zusammen-
zufassen,auch zu sortieren und gemeinsam
Prioritäten zu formulieren.

Nachtrag 
In der Tabelle zum Beitrag »Europa

MACHT Frieden« (BBP 4/2005) blieb bei der
Kostenauflistung der Waffenprogramme der
Bundeswehr ein Posten offen. Von einem unse-
rer Leser erhielten wir die Information, daß die
Kosten für das U-Boot 212 bei 500 Millionen
Euro liegen. Die avisierten 4 U-Boote kosten
demnach den Steuerzahler 2 Milliarden Euro.
Würde die von der Bundeswehrführung ge-
wünschte Zahl von 15 realisiert, lägen die Ko-
sten gar bei 7,5 Milliarden Euro. Die Summe
der aufgezählten Projekte des Waffenpro-
gramms der Bundeswehr liegt damit bei 39,35
bzw. bei 44,85 Milliarden Euro.

Diskussion
Im Rahmen der politischen Diskussionsrun-

de »Draufsichten – Ansichten – Einsichten«
lädt der Stadtvorstand der PDS Bernau zur
nächsten Veranstaltung am Montag, dem 18.
Mai um 19 Uhr im Treff 23 auf dem Bernauer
Kulturhof, Breitscheidstr. 43a. Gemeinsam mit
Dr. Roland Bach von der Arbeitsgruppe
Rechtsextremismus beim  Bundesvorstand der
PDS diskutieren wir zu aktuellen Aspekten
neonazistischer Thesen. Alle interessierten
Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bernau und
Umgebung sind herzlich eingeladen.

Dr. HEINZ SCHÄFER,
PDS-Stadtvorstand Bernau
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Am 20. April 1945 heulten in Eberswalde
die Sirenen. Sie gaben das Zeichen,daß

die Zivilbevölkerung wegen des Herannahens
der Front die Stadt zu verlassen habe. 

Die 61. sowjetische und die 1. polnische Ar-
mee befreiten an diesem Tag die Stadt Bad
Freienwalde. Diese beiden Armeen hatten die
Aufgabe, die Nordflanke der seit dem 16. April
auf Berlin vorrückenden 1. Belorussischen
Front zu decken. Während die 1. polnische Ar-
mee über Kruge und Heckelberg bis nach
Grüntal vordrang, wurde die 61. Armee vor
Hohenfinow am 21. April in schwere Kämpfe
verwickelt. Erst im Laufe des Tages konnten
Hohenfinow und Tornow eingenommen wer-
den. Inzwischen waren die Hauptkräfte der 61.
Armee südlich durch das Waldgebiet vorge-
drungen und hatten die Chaussee zwischen
Trampe und Eberswalde überquert. Im Stadt-
teil Ostende schlugen die ersten Granaten ein.

An diesem 21. April, es war ein Sonnabend,
gab es in Eberswalde eine mutige Aktion. Über
100 Frauen zogen vor das Wehrbezirkskom-
mando (heute Landratsamt in der Rudolf-
Breitscheid-Straße 36),um den Stadtkomman-
danten Oberst Vogel aufzufordern, die Stadt
kampflos der Roten Armee zu übergeben.

Eine Augenzeugin, Frau Gertrug Bärwald,
berichtete darüber am 12. Mai 1965 in der

Betriebszeitung des VEB Kranbau Eberswalde
»Der Kranbauer« Nr. 9: »Ich war an diesem
Tage gerade in der Stadt. Hier traf ich ver-
schiedene Frauen,die mir sagten,daß sie zum
Wehrbezirkskommando gehen wollten, um den
Stadtkommandanten aufzufordern, die Stadt
kampflos zu übergeben. Ich schloß mich diesen
Frauen an,denn die Forderung dieser Frauen
entsprach auch meinen Interessen. Der Krieg
hatte mir meinen Mann genommen,außerdem
zwei Brüder und zwei Schwager. Nun wollte
ich wenigstens mein Heim und meine beiden
Kinder behalten. Es war meiner Ansicht nach
höchste Zeit,das unsinnige Blutvergießen zu
beenden. Und so machten wir uns alle auf den
Weg. Es wurden immer mehr Frauen,und vor
der Stadtkommandantur waren wir dann eine
größere Gruppe. Im Sprechchor forderten wir
den Oberst Vogel auf, die Stadt kampflos zu
übergeben. Er gab uns aber darauf nur die
Antwort, daß die Stadt nicht freigegeben wer-
de, sondern bis zum letzten Blutstropfen zu ver-
teidigen ist. Als er merkte, daß wir nicht so
ohne weiteres wieder gehen wollten, forderte
er uns gewaltsam auf, nach Hause zu gehen«. 

Andere Zeuginnen meldeten sich in der
»Eberswalder Kreisrundschau« vom
23.4.1965 zu Wort (zitiert nach »Eberswalde
1945 – Dokumente und Erinnerungen«,Stadt-
und Kreismuseum Eberswalde, Heimatkundli-
che Beiträge Nr. 3). Dort heißt es:

An jenem 21. April 1945 waren weit über
200 Eberswalder Frauen auf die Straße gegan-

gen, waren zum Wehrbezirkskommando mar-
schiert und hatten in Sprechchören gefordert,
die Stadt zu schonen und kampflos zu überge-
ben. Oberst Vogel ließ in den Fenstern Maschi-
nengewehre aufstellen,drohte zu schießen,
wenn der Platz nicht sofort geräumt würde.
Die Frauen zogen daraufhin weiter zur damali-
gen Kreisleitung der Nazipartei. Kreisleiter
Maske ließ sie von Soldaten mit Maschinenpi-
stolen auseinandertreiben und schrie: »Mich
interessiert nicht, ob ihr Kinder habt, wir ver-
teidigen uns bis zum Letzten.« Er war einer der
ersten,die sich absetzten.

Frau Ella Winkelmann: »Ich habe große
Furcht gehabt. Aber trotzdem bin ich zusam-
men mit meiner 15jährigen Tochter mitdemon-
striert. Weil ich wollte, daß mein Kind und
mein kriegsversehrter Mann am Leben bleiben
sollen«. 

Frau Gutsche:»Ich wollte nicht mit den Kin-
dern ins Ungewisse, nicht auf der Landstraße
verrecken. Die Stadt war nicht zerstört und zu
gewinnen war sowieso nichts mehr. Einer der
Gründe, warum ich mich an der Demonstrati-
on beteiligte, war auch, daß die Nazis meinen
Vater ins KZ gebracht hatten.«

Frau Christel Hussock: »Ich war auch dabei,
weil ich wollte, daß mein Kind, das ich unter
dem Herzen trug, leben sollte.«

Frau Anna Rakow: »Ich war in Berlin schon
einmal ausgebombt und wollte dies nicht ein
zweites mal erleben. Mein Mann war bereits
im ersten Weltkrieg gefallen.«

In den Heimatkundlichen Beiträgen heißt es
noch, daß der Kampfkommandant sich später
in einem Brief an den Oberbürgermeister für
sein Verhalten entschuldigt haben soll. Der
Kreisleiter der NSDAP habe ihn daran gehin-
dert, die Stadt zu übergeben. Außerdem drohte
ein strenger Befehl aus dem Führerhauptquar-
tier in Berlin mit dem Erschießen,wenn ein
Kampfkommandant sich »verteidigungsschä-
digend« entschieden hätte. Vogel floh am 24.
April mit seinem Stab aus der Stadt,ohne auch
nur den Versuch zu unternehmen,Widerstand
zu leisten.

Wie kam es zu dieser Frauendemonstrati-
on? Demonstrationen oder andere For-

men offenen Widerstandes hatte es angesichts
der Terrorherrschaft der Nazis 12 Jahre lang
nicht einmal im Ansatz gegeben. Kurz vor
Kriegsende bestimmten Durchhalteparolen,
die Schürung von Angst vor »den Russen« und
wüste Drohungen gegen Verräter, Deserteure
und Feiglinge die Propaganda. Daß diese Dro-
hungen ernst gemeint waren, mußte auch den
Eberswalder Frauen klar gewesen sein. 

War es ein spontaner Aufstand der über 100
Frauen oder gab es jemanden der den Protest
gezielt organisiert hatte?

Die 1995er Veröffentlichung des Museums
verrät darüber nichts. Zwanzig Jahre zuvor
hieß es in der von der SED-Kreisleitung her-
ausgegebenen Broschüre »Befreier, Freunde,
Kampfgefährten«,es habe sich um eine »spon-
tan aussehende, aber von Antifaschisten orga-
nisierte Demonstration« gehandelt. An anderer
Stelle heißt es:»Kommunistinnen aus Ebers-
walde« hätten die Aktion organisiert. Genaue-
res könne man nicht sagen,schreibt Kurt Iwen,
der von 1945 bis 49 der erste 1. Sekretär von
KPD bzw. SED in Eberswalde war und sich
später aktiv für die Erforschung der Geschich-
te engagierte, denn »bedingt durch die auf uns
einstürmenden komplizierten Aufgaben haben
wir es im Jahre 1945 versäumt,... die Organi-
satoren der Frauenkundgebung am 21. April
1945 namentlich festzustellen«. 

Das gelang erst später und wird in der 1989
erschienen Broschüre »Beiträge zur Geschich-
te der Kreisparteiorganisation Eberswalde der
SED 1949 bis 1954« dokumentiert: »Ein
Höhepunkt des heroischen Kampfes der Ge-
nossin Anna Neumann waren ihre Initiativen
für die von Eberswalder Kommunisten organi-
sierte Protestkundgebung von etwa 100 Frau-
en,die vom Stadtkommandanten die kampflose
Übergabe der Stadt Eberswalde forderten...«
Hinweise gibt es,daß neben Anna Neumann
auch Maria Kohn und die Frau von Otto Kra-
cheel die Frauen-Demo organisierten. Wie
dem auch sei. In der Broschüre von 1975 heißt
es: »Diese Zeilen sollen  als Würdigung der
damaligen Taten bisher unbekannt Gebliebe-
ner gelten.« Dem bleibt nichts hinzuzufügen.

GERD MARKMANN
Quellen: 
»Befreier, Freunde, Kampfgefährten«, Kommission
zur Erforschung der Geschichte der örtlichen Arbei-
terbewegung bei der Kreisleitung Eberswalde der
SED, 1975
»Vom schweren Anfang – für die sozialistische Ge-
genwart und Zukunft«, Kommission zur Erforschung
der Geschichte der örtlichen Arbeiterbewegung bei
der Kreisleitung Eberswalde der SED, 1976
»Beiträge zur Geschichte der Kreisparteiorganisation
Eberswalde der SED 1949 bis 1954«, Kommission zur
Erforschung der Geschichte der örtlichen Arbeiter-
bewegung bei der Kreisleitung Eberswalde der
SED, 1989
»Eberswalde 1945 – Dokumente und Erinnerungen«,
Heimatkundliche Beiträge Nr. 3, Stadt- und Kreis-
museum Eberswalde, 1995

Eine mutige Aktion Eberswalder Frauen:

»Weil mein Kind leben sollte«

Was die Frauen verhindern wollten: Die Kampf-
handlungen und der deutsche Bombenangriff
ließen die Innenstadt in Schutt und Asche sinken. 
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Die Meinung eines Zeitzeugen
Zum 60. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus in den Neuen Bundesländern

Dabei gewesen zu sein,reicht nicht
In ihren Publizistischen Grundsätzen garantiert die Barnimer Bürgerpost namentlich gekennzeichneten Beiträgen nicht nur eine
unzensierte, sondern auch eine unkommentierte Wiedergabe. Das kann selbstverständlich nicht bei offensichtlich falschen Tatsa-
chenbehauptungen und sich darauf aufbauenden Wertungen gelten. Insbesondere bei einem so wichtigen und sensiblen Thema
wie dem 60. Jahrestag der Befreiung ist schon aus Aktualitätsgründen ein sofortiger Widerspruch nötig. 

Für die heutigen Neuen Bundesländer, der
damaligen Sowjetischen Besatzungszone, hat-
te das Kriegsende und die Befreiung vom ver-
brecherischen Nationalsozialismus Hitlers die
gleiche Bedeutung wie für ganz Deutschland.
Trotzdem ist eine erhebliche unterschiedliche
Bewertung angesagt. Die Zeitzeugen werden
nach 60 Jahren immer weniger und als solcher
möchte ich zur rechten Beurteilung einige Fak-
ten der damaligen Zeit in Erinnerung bringen.

1. Der 2. Weltkrieg ist zweifellos vom Hit-
lerfaschismus provoziert worden. Sein Beginn
wurde ermöglicht durch den Hitler-Stalinpakt -
nur dadurch konnte Hitler ganz Westeuropa in
seinen Herrschafts- und Einflußbereich brin-
gen.

2. Deutschlands Herrschaft nach Osten aus-
zubreiten, war grundsätzliches Ziel Hitlers.
Andererseits stand die berechtigte Annahme,
daß Stalins Absichten mit gleichen Intentionen
sich nach Westen - also zunächst gegen
Deutschland richteten. Für diese Annahme
spricht, daß die deutsche Wehrmacht kurz hin-
ter der Grenze zur Sowjetunion in Kessel-
schlachten Riesenzahlen russische Gefangene

einbrachte - noch im Sommer 1941 entstanden
in vielen Städten Deutschlands große russische
Gefangenenlager und z.B. die Luftabwehr
wurde in weiten Bereichen Deutschlands aus
russischen Waffenarsenalen bestückt, wie ich
es anfangs als Lutwaffenhelfer erfahren mußte.
Nach dem Nichtangriffspakt zwischen Hitler
und Stalin erscheint eine derartige russische
Militärpräsenz im Bereich der Westgrenze un-
verständlich.

3. Die Wende des Krieges wurde erst richtig
mit der Landung der Westmächte in der Nor-
mandie möglich und die Rote Armee konnte
unter erheblichen Menschenverlusten schließ-
lich Berlin erreichen. Die weit überwiegende
Mehrheit der Menschen in diesen Bereichen
Deutschlands versuchte vor dem sowjetischen
Militär in Richtung Westen auszuweichen und
nicht wenige deutsche Truppenführer bemüh-
ten sich, zum Ende des Krieges statt in russi-
sche, in Gefangenschaft der Westmächte zu ge-
langen. Es gab sogar Gerüchte nach Hitlers
Tod für die Umkehr des Krieges:Westmächte
und die noch vorhandene Deutsche Wehrmacht
gegen die Sowjetunion.

4. Die Gestaltung der Politik in der sowjeti-
schen Besatzungszone und der 1949 installier-
ten DDR war derart, daß es zum 17. Juni 1953
kommen mußte. Die Unterdrückung und Gän-
gelung der Menschen war ähnlich wie zu na-
tionalsozialistischer Zeit - eine Gradstufe we-
niger - z.B. wurde das Abhören nichtsozialisti-
scher Rundfunksender nicht mit Todesstrafe
bedroht.

Wir sollten uns also heute in den Neuen
Bundesländern bewußt sein, die Befreiung
vom Faschismus erfolgte vor 60 Jahren durch
die Westmächte, die die Niederschlagung des
Faschismus in Deutschland notgedrungen
durch den Pakt mit Stalin erreichten. Vor den
vielen russischen Soldaten,die dafür ihr Leben
lassen mußten,haben wir uns in tiefer Ehr-
furcht zu verneigen, nicht vor der Sowjetuni-
on! Die Befreiung von dieser Sowjetunion von
vor 60 Jahren erreichten wir erst vor knapp 15
Jahren und verdanken sie ihrem letzten Gene-
ralsekretär Gorbatschow und mutigen Bürgern
der DDR.

Dr. med. SIEGFRIED ADLER

Der Beitrag von Dr. Adler beweist, daß es
für die geschichtliche Wahrheitsfindung nicht
reicht, Zeitzeuge zu sein. Zeitzeugnisse sind
wichtig, können aber ohne das Wissen um die
allgemeinen Zusammenhänge leicht in die Irre
führen. 

Sehen wir uns die »Fakten der damaligen
Zeit«, die uns Dr. Adler zur Erinnerung brin-
gen will, mal etwas genauer an:

1. Der Beginn des 2. Weltkrieges wurde er-
möglicht durch den Ende August abgeschlos-
senen Hitler-Stalinpakt,schreibt Dr. Adler. Da
ist natürlich was dran. Leider vergißt Dr. Adler
den engen Zusammenhang zu den Ereignissen
um das »Münchner Abkommen« zu erwähnen.
Erst nachdem die Kapitulationspolitik Eng-
lands und Frankreich den deutschen Ein-
marsch in die Tschechoslowakei ermöglicht
hatte, steuerte Stalin eine Annäherung mit Hit-
lerdeutschland an. Zunächst tat er dies über di-
plomatische Hintertüren,ohne den Westalliier-
ten die Vordertür zuzuschlagen. Das taten viel-
mehr die Westmächte, als sie Anfang August
1939 die Bemühungen um ein europäisches Si-
cherheitssystem faktisch scheitern ließen. Ein
anderer, viel weniger bekannter Fakt, spielt
eine ebenso bedeutungsvolle Rolle für den
schließlich Ende August abgeschlossenen
deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrag. Im

Fernen Osten befand sich die Sowjetunion
nämlich seit Mai 1939 faktisch im Kriegszu-
stand. Japan,das in den 30er Jahren große Tei-
le Chinas erobert hatte, war am Chalchyn-Gol
mit starken Truppenverbänden auf das Territo-
rium der mit der Sowjetunion verbündeten
Mongolischen Volksrepublik vorgerückt.
Während der Verhandlungen zum Nichtan-
griffspakt mit Deutschland fanden am Chal-
chyn-Gol schwere Kämpfe statt, die erst am
31. August mit der Vernichtung und Vertrei-
bung der japanischen Aggressoren endete. Iso-
liert von den Westmächten und in Gefahr, ei-
nem Zweifrontenkrieg ausgesetzt zu sein,gab
Stalin den Werbungen Deutschlands allzu-
schnell nach, zumal territoriale Erwerbungen
in Aussicht gestellt wurden, die die strategi-
sche Lage der Sowjetunion erheblich verbes-
serten. Allerdings zahlte sich das,als Hitler-
deutschland am 22. Juni 1941 den Krieg gegen
die Sowjetunion begann,nicht aus. Das strate-
gische Kräfteverhältnis hatte sich nach 22 Mo-
naten Hitler-Stalin-Pakt für die Sowjetunion
erheblich verschlechtert. Wer mehr über die
Hintergründe des Hitler-Stalin-Pakts wissen
will, dem sei die Stalin-Biographie von Isaac
Deutscher empfohlen.

2. Auch die Mär vom Präventivkrieg Hitler-
deutschlands gegen die Sowjetunion wird

durch Wiederholung nicht richtiger. Die »Rie-
senzahlen an russischen Gefangenen« bezeu-
gen weniger deren Angriffsbereitschaft son-
dern vielmehr die unzulängliche Vorbereitung
auf den Krieg, dessen Ausbruch im Frühjahr
1941 ungeachtet des bestehenden Nichtan-
griffspaktes als sicher gelten mußte. Dem mit
Beutewaffen hantierenden Luftwaffenhelfer
wurde damals sicher etwas anderes erzählt. 

3. Die Landung der Westalliierten in der
Normandie hatte eine große Bedeutung für den
Sieg über den Hitlerfaschismus. Dieser Lan-
dung »die Wende des Krieges« anzudichten,
geht jedoch an der historischen Wahrheit weit
vorbei. Allein ein kurzer Blick auf die deut-
schen Verlustzahlen reicht, um die Absurdität
dieser Behauptung zu erkennen. In der 200tä-
gigen Schlacht um Stalingrad verlor die Wehr-
macht mehr als 1,5 Millionen Mann,allein
vom 19.11.1942 bis zum 2.2.1943 waren es
800.000 Mann. An der Westfront lagen die
Verluste in den 214 Tagen vom 1.6.1944 bis
zum 31.12.1944 insgesamt bei 634.000 Mann.
Zahllose weitere Belege ließen sich anführen.

4. Bei aller notwendigen Kritik an der DDR,
stellt jeder Vergleich mit der faschistischen
Schreckensherrschaft eine nicht hinnehmbare
Relativierung der letzteren dar. 

GERD MARKMANN
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Schulentwicklung nicht per Schnellschuß

Sind Schulämter sinnvoll?
Frau Reuscher, die keinen Moment ausläßt

zu erklären,daß sie mit Schulentwicklungspla-
nung nichts zu tun hat, teilt einen Tag nach
massiven Protesten der Schüler, Eltern und der
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoli-
tiker dem Amtsdirektor Bitz-Chorin per Fax
die Schließung der Grundschule Niederfinow
mit. Alle Argumente, die für den Erhalt der
Schule sprechen, interessieren sie nicht. Der
Standpunkt des Schulträgers,der Kraft und Fi-
nanzen in die Verbesserung der Lernbedingun-
gen investierte, interessiert sie nicht. Die er-
reichten hervorragenden Leistungen der Schü-
lerinnen und Schüler interessieren sie nicht
und schon gar nicht,daß durch die wirtschaftli-
che Entwicklung in den Kommunen Zuzug in
den kommenden Jahren zu erwarten ist,der die
notwendige Mindestzahl von Schülerinnen
und Schülern für die »kleine Grundschule«
künftig sichern kann. Nein diese Verwaltungs-
struktur der Landesregierung ist überflüssig.
Es wird Zeit, daß die Landkreise, die Verant-
wortung für die Schulentwicklungsplanung in
Gänze übernehmen und der Grundsatz »Kurze
Beine –kurze Wege« Planungsgrundsatz wird!

MARGITTA MÄCHTIG & RALF CHRISTOFFERS

Im Zusammenhang mit der Bildung von
siebten Klassen an den weiterführenden Schu-
len der Stadt Eberswalde heimste sich die Ver-
waltung erhebliche Presseschelte ein. Doch der
Vorwurf der Konzeptionslosigkeit trif ft nicht
den Kern. Einerseits sollte durchaus die des-
aströse Landespolitik Berücksichtigung fin-
den, andererseits folgte die Stadtverwaltung
durchaus einer Konzeption. 

Das Problem ist, daß diese Konzeption
außerhalb der Stadtverwaltung und der Frakti-
onsspitze der SPD kaum jemand kannte. Statt
rechtzeitig alle Stadtverordneten und gegebe-
nenfalls die Öffentlichkeit in den Diskussions-
prozeß einzubeziehen,wurden Nebelbomben
geworfen,Informationen vorenthalten oder nur
stückweise verabreicht und einzelne Verspre-
chungen gemacht. So entstand der Eindruck,
daß bestimmte Tatsachen geschaffen werden
sollten,um irgendwelche nicht näher bekannte
Lobbyinteressen umzusetzen. 

Eigentlich sollte die Stadtverwaltung längst
bemerkt haben,daß sie mit einer solchen Vor-
gehensweise bei den Stadtverordneten auf
Schwierigkeiten stößt. Die Zeiten,in denen
nur mit Herrn Kikow verhandelt werden
brauchte, um in der StVV alles Mögliche ohne
große Diskussion durchzubekommen, liegen
schon geraume Zeit zurück. Vielleicht muß
man den Herren in der Verwaltung doch mal
einen Zettel mit den letzten Kommunalwahler-
gebnissen zustecken.

Wie sieht nun das Konzept der Verwaltung
aus? Abweichend vom Schulentwicklungs-
plan, der vorsieht die Goethe-,Westend- und

Albert-Einstein-Schule zu erhalten,favorisiert
die Verwaltung nunmehr den Erhalt der künfti-
gen Oberschule Mitte. Wegen des besonderen
Profils dieser Schule gab es bereits im Jahr
2001 seitens der Stadtverordneten Widerstand
gegen die Schließung dieser Schule, zumal die
Bevorzugung der Westendschule hauptsäch-
lich mit dem dortigen Behindertenfahrstuhl
und der Gefahr von Fördermittelrückforderun-
gen begründet wurde. Damals wurde als Kom-
promiß gefunden,im Jahr 2004 nochmals über
die Weiterführung der Schule in Mitte zu be-
finden. Das jedoch hat die Stadtverwaltung un-
ter Hinweis auf die anstehenden Schulge-
setzänderungen unterlassen. 

Es dauerte ein Weilchen,bis der gemeinsa-
me Meinungsbildungsprozeß von Verwaltung
und SPD-Spitze abgeschlossen war. Im Mittel-
punkt steht offenbar die Erkenntnis,daß für
vier weiterführende Schulen auch in Zukunft
keine ausreichende Schülerzahl zustande
kommt. Offenbar wird mit einem weiteren Be-
völkerungsrückgang gerechnet,der die jetzige
Prognose, wonach es 2009/2010 wieder zehn
siebte Klassen geben werde, in Makulatur ver-
wandelt. So soll es also künftig in Eberswalde
neben den in Verantwortung des Kreises ste-
henden Gymnasien nur noch drei Oberschulen
geben. In der Stadtmitte (ehemalige Goethe-
Realschule), in Westend (ehemalige Gesamt-
schule Mitte) und im Brandenburgischen Vier-
tel (ehemals Albert-Einstein-Gesamtschule).
Die Gesamtschule Westend wird zwar noch in
eine Oberschule umgebildet, steht jedoch als
Institution auf der Abschußliste. 

In das in Westend frei werdende Schulge-
bäude mit Behindertenfahrstuhl zieht nach
Schließung der Westendschule die Oberschule
Mitte ein, deren Gebäude wiederum von der
Goethe-Oberschule genutzt wird. Bei dem Ge-
bäude der Realschule in der Eisenbahnstraße,
das plauderte SPD-Fraktionschef Kikow am
Rande der StVV am 21. April aus,muß näm-
lich über kurz oder lang damit gerechnet wer-
den,daß es für den Schulbetrieb gesperrt wird.
Grund ist die fehlende Brandschutztreppe, die
aus baulichen, finanziellen und auch ästheti-
schen Gründen bei dem frisch sanierten Bau
nicht angebaut werden kann. 

Über die weitere Verwendung der jetzigen
Realschule indes gibt es außerhalb von Ver-
waltung und SPD derzeit nur Gerüchte. Mögli-
cherweise sollen hier jene Bereiche einziehen,
die von der Schließung der Verwaltungsaußen-
stelle im Dr. Zinn-Weg betroffen sind. 

Ob es tatsächlich so kommt,ist nun noch of-
fen. Der Versuch, vermittels des Beschlusses
über die Einrichtung der siebten Klassen unter
der Hand in der Schulentwicklungsplanung
vollendete Tatsachen zu schaffen, ist vorerst
gescheitert. Es bleibt der Stadtverordnetenver-
sammlung vorbehalten,in der im Herbst anste-
henden Fortschreibung des Schulentwick-
lungsplans über die künftige Schulstruktur in
Eberswalde zu entscheiden. Die Stadtverwal-
tung täte gut daran,den angestauten Unwillen
der Stadtverordneten durch eine Änderung ih-
rer Informationspolitik zu besänftigen.

GERD MARKMANN

Wo bleibt das soziale Gewissen?
Sozialausschuß des Landkreises: Keine Verbesserung für ausländische Flüchtlinge 

Der Sozialausschuß des Kreistages Barnim
(A6) hat mit den Stimmen von SPD und CDU
bei Enthaltung der PDS einen Beschlußantrag
zur erleichterten Wohnungsunterbringung aus-
ländischer Flüchtlinge und Asylbewerber ab-
gelehnt. Und das,obwohl alle Sachkundigen
Einwohner für den Beschluß gestimmt hatten.
Damit wurde erneut eine Chance vertan, zu-
mindest für einen Teil der Asylsuchenden die
seit Jahren unbefriedigende und von vielen
Seiten kritisierte Wohnsituation zu verbessern. 

Der gemeinsam von Bündnis 90/Grüne und
dem Ausländerbeirat vorbereitete Antrag zielte
darauf ab, allen Flüchtlingen,die bereits länger
als 2 Jahre in einem Übergangswohnheim im
Landkreis leben,das Recht auf eine angemes-
sene Wohnung einzuräumen. In anderen Kom-
munen Brandenburgs sowie in anderen Bun-
desländern wie Mecklenburg-Vorpommern, ist
die dezentrale Unterbringung längst gängige
Praxis und hat sich bewährt. In Cottbus z.B. le-
ben inzwischen 75 % der Asylbewerber in
Wohnungen. Die Unterbringungskosten sind in
der Regel niedriger als im Wohnheim. 

Im Barnim dagegen gibt es Familien mit
Kindern, die oft schon jahrelang, in einem Fall
seit mehr als 10 Jahren im Übergangswohn-
heim leben müssen. Insgesamt 14 Familien mit
Kindern sind schon länger als 2 Jahre dort un-
tergebracht. Das ist menschenunwürdig und
besonders für die Entwicklung der Kinder sehr
nachteilig. Die Heime, insbesondere das in
Schönfeld, sind weit abgelegen. Eine Teilnah-
me am gesellschaftlichen Leben und die Nut-
zung der öffentlichen Infrastruktur sind für die
Heimbewohner kaum möglich. Jeder Person
stehen nur 6 Quadratmeter Wohnraum zu.

Sozialdezernent Urich Gräfe hat sich im
Ausschuß gegen den Antrag gestellt und damit
seine Ablehnung heraufbeschworen. Es stellt
sich die Frage, an welcher Stelle das Soziale in
seinem weiten Aufgabenfeld von Gesundheit
bis Abfallwirtschaft rangiert. Daß die CDU ei-
nen solchen Antrag ablehnt,verwundert nicht.
Aber was ist mit dem sozialen Gewissen von
SPD und PDS?

THOMAS BERG, 
Fraktionsvorsitzender Grüne/Freie Wähler
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1945 – Zu spät 
Lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schrecken ohne Ende

Vielmals haben wir hier schon unseren Pro-
test gegen soziale Ungerechtigkeit in diesem
Land zum Ausdruck gebracht. Die größten so-
zialen Katastrophen sind aber immer die von
den Herrschenden auf Kosten der einfachen
Leute geführten Kriege und deren Folgen ge-
wesen. Daher ist es nur konsequent,daß wir
uns in diesen Tagen des Geschehens vor sech-
zig Jahren erinnern. Damals erhielt unser Volk
die Quittung für die Untaten,die in seinem Na-
men in anderen Ländern begangen und von der
großen Mehrheit der Deutschen teils gutge-
heißen,teil zumindest geduldet wurden.

Auch Eberswalde wurde Ende April 1945
noch zerstört. Damals wurden alle Städte zwi-
schen Oder und Berlin zu Festungen erklärt,
die zu verteidigen waren. Die Heeresgruppe
Steiner, die im Raum Oranienburg-Eberswalde
lag, erhielt aus dem Bunker der Reichskanzlei
den Auftrag, mit Luftunterstützung den nach
Berlin vorstoßenden sowjetischen Truppen in
die Flanke zu fallen und ihren Durchbruch zu
verhindern. Das war vergeblich. Auch der Ein-
satz letzter Maschinen der Luftwaffe half da
nicht mehr. Er reichte aber, um das Ebers-
walder Zentrum zu zerstören,als die Stadt von
der Roten Armee eingenommen wurde.

Wer hier wohnte, für den war das natürlich
die Katastrophe schlechthin. Im grauenhaften
Geschehen dieses Krieges war die Teilzer-
störung eines Ortes allerdings ein alltäglicher
Vorgang, der buchstäblich täglich geschah. Ei-
nige Leute bezweifeln nachträglich, daß deut-
sche Flugzeuge die Stadt zerstört haben. Ich
sage, das ist überhaupt nicht wichtig. Natürlich
haben auch Russen und Westalliierte Wohnge-
biete zerschossen und zerbombt,wenn sie in
ihrem Vormarsch durch Widerstand behindert
wurden. Der Streit um die Bomben von Ebers-
walde, der die »Ehre« der Wehrmacht retten
soll, ist aber naiv: Die »Ehre« der Wehrmacht
war schon nach dem Überfall auf Polen,Belgi-
en und Jugoslawien, nach der Zerstörung von
Warschau,Belgrad und Rotterdam nicht mehr
zu retten.

Als die Altstadt von Eberswalde unterging,
war mein damaliger Wohnort Stendal schon
fast zwei Wochen in den Händen der Amerika-
ner. Am 12. April 1945 verhandelten ihre Ver-
treter mit dem zögernden Oberbürgermeister.
Die Bürger flaggten weiß. Doch dann rückte
SS an und erzwang das Einholen der weißen
Fahnen. Darauf strömten die Bürger, von Anti-
faschisten alarmiert, in großer Zahl zum Markt
und verlangten die kampflose Übergabe. Die
SS mußte aufgeben und zog ab. Ich denke, die
Stendaler Bürger haben sich da befreit gefühlt!
Befreit zunächst von den Wahnsinnigen, die
auch dort keinen Stein auf dem anderen lassen
wollten.

Ich selbst erlebte diese Tage mit meiner
Mutter als Sechsjähriger in einem Dorf bei

Stendal,wo wir möglichen Kämpfen um die
Stadt ausweichen wollten. Auf den Feldwegen
nahe am Dorf zogen Soldaten vorbei, die
Schluß machen, die nach Haus wollten. Sie
fragten uns besorgt, ob SS und Feldjäger im
Dorf wären. Ich glaube, auch diese Soldaten
haben sich befreit gefühlt an jenem 8. Mai,an
dem der Krieg in Europa endlich zu Ende war.

In Hannover habe ich die Schrecken des
Bombenkriegs erlebt, der die Stadt vernichtet
hat. Ich habe mitgezittert, wenn die Hauswän-
de unter den Einschlägen der Bomben in der
Nachbarschaft erbebten. Nach Stendal zu den
Großeltern evakuiert, sah ich die riesigen
Bomberpulks,die ab Ende 1944 über uns hin-
weg nach Berlin zogen und ab und an bei uns
ein paar Bomben fallen ließen. Mein Schulweg
führte quer durch die Stadt,weil die nächstlie-
genden Schulen Lazarette beherbergten. Bei
Fliegeralarm wurden wir nach Haus geschickt,
und im Laufen blickte ich angstvoll nach oben,
wo am Himmel die silbrigen Bomber schon
dröhnend über uns hinwegflogen. Nicht nur
ich, die Kinder in Europa waren befreit im Mai
1945,denke ich, befreit von täglicher Lebens-
gefahr und Todesangst durch die Soldaten der
Alliier ten,die den Faschisten und ihrem Krieg
ein Ende bereiteten.

Wer heute noch aus politischem Kalkül die
Befreiungstat der alliierten Soldaten bestreitet,
vor allem der sowjetischen Soldaten, die die
meisten Opfer dafür gebracht haben, der ist
wirklich ein ewig Gestriger.

Nicht dieses Kriegsende haben wir zu be-
dauern, sondern, daß es zu spät kam,zu spät
wegen der Blindheit der meisten Deutschen.
Zu spät für sechs Millionen ermordeter Juden.
Zu spät für viele Tausende Antifaschisten,die
unter der Folter von SA und SS, unter dem
Fallbeil, am Fleischerhaken in Plötzensee oder
in den Konzentrationslagern gestorben sind.
Zu spät für viele Millionen Soldaten und Zivi-
listen an den Fronten,in den überfallenen Län-
dern, in den bombenzerstörten Städten. Zu spät
für die Bewohner von Lidice und Oradour, für
die ermordeten Geiseln in ganz Europa. Zu
spät auch für jenen Neunzehnjährigen,dessen
Grab ich lange gepflegt habe, weil es nahe der
Grabstätte meiner Großeltern lag und weil sich
sonst niemand damit abgegeben hatte. Er ist
am letzten Tag des Krieges gestorben,am 7.
Mai, bei Schönhausen an der Elbe, wo die Re-
ste der Armee Wenck bis fünf nach zwölf ge-
gen die Rote Armee kämpften.

Die Folgen dieses Wahnsinns haben wir alle
noch Jahrzehnte lang getragen. Wenn heute
wieder für Kanonen eher Geld da ist als für das
friedliche Leben,für soziale Sicherstellung al-
ler Bürger, für die Bildung, dann kann man nur
warnen:Es darf nie wieder zu spät sein für die
Vernunft!

ROLF RICHTER, am 25. April

Demo-Berichte:

33. Montagsdemo am 4.4
Zum zweiten Mal fand die Eberswalder

Montagsdemo nicht auf dem Marktplatz, son-
dern auf dem Potsdamer Platz im Branden-
burgischen Viertel und damit in einem Wohn-
gebiet mit sehr hoher Arbeitslosigkeit statt. In
der Vorbereitung und Durchführung wirkten
Viele Einwohner des Wohngebietes im Um-
kreis des Gemeindezentrums wirkten an der
Vorbereitung und Durchführung mit. Ein um-
fangreiches Programm zog diesmal auch eine
größere Zahl junger Leute an. Insgesamt ka-
men über 300 Menschen auf den Potsdamer
Platz, von denen etwa die Hälfte auch am ab-
schließenden Marsch vom Potsdamer Platz
zur ausgebrannten Gaststätte »Zum Specht«
teilnahmen. 

Nach der Begrüßung durch Hartwin Schulz
hatte die Band Paid Back, eine Gruppe junger
Musiker aus dem Brandenburgischen Viertel,
ihren ersten öffentlichen Auftritt. Zu den drei
Titeln, die sie spielte, gehörte auch die Eigen-
komposition »Anti-Hartz IV-Lied«. Eine
Hartz IV-Betroffene schilderte mit ergreifen-
den Worten ihre ausweglose Situation. Es
folgte eine Aufführung des Märchens »Des
Kanzlers neue Kleider« durch Mitglieder der
Vorbereitungsgruppe. Die Story: Eine Ein-
Euro-Jobberin näht für den Kanzler wunder-
schönsten Anzug, der aber nur für sozial en-
gagierte Menschen sichtbar ist. Der von sich
selbst überzeugte Kanzlers kann den Anzug
nicht sehen. Er will sich nicht eingestehen,
daß er unsozial ist. Er fällt auf den Trick her-
ein und muß sich vom Volke sagen lassen:
Der Kanzler ist ja nackt.

Nach einem weiteren Musikstück packten
Hartwin Schulz und Karla Kruse ein »Paket
vom Bundeskanzler« mit diversen Überra-
schungen aus. Bananen und andere »Ge-
schenke« werden unter die Zuschauer gewor-
fen: »Damit ihr zufrieden seid!«Man »freut
sich« über die geschenkten 1,10 Euro pro
Stunde aus des Kanzlers Kiste. Der große
Schein mit der Zahl 5.200.000 erweist sich
leider nicht als Banknote, sondern als Zahl
der Arbeitslosen. Beim Herausheben aus der
Kiste gibt es einen Ausrutscher auf einer Ba-
nanenschale, was zu der Erkenntnis führt:

Hautnah können die Bewohner des Brandenburgi-
schen Viertels die physischen Folgen von Arbeitslo-
sigkeit und Abwanderung verfolgen. 
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Wer auf Geschenke der Politiker hofft, kann
leicht auf einer Bananenschale ausrutschen.

Während der Montagsdemo wurde den An-
wesenden ein »Arme-Leute-Essen«,beste-
hend aus Pellkartoffeln, Fettschnitten und
Har(t)zer Käse angeboten,was aber verständ-
licherweise keinen tollen Zuspruch fand.
Mehr genutzt wurde die Möglichkeit, mit
Wasserbomben auf Zielscheiben zu werfen –
Zielscheiben wie »Hartz IV«,»Praxisgebühr
10 Euro«,»5,2 Mio Arbeitslose«,»1,10 Euro-
Jobs«. An anderer Stelle wurden Luftballons
mit dem Symbol der Friedenstaube mit Heli-
um gefüllt und mit Wunsch- bzw. Grußzetteln
fliegen gelassen. Obwohl bei dem schönen
Wetter nicht mehr nötig, brannte wieder ein
Mahnfeuer in einem Feuerkorb.

Nach Ende des Programms führte ein
lautstarker Marsch vom Potsdamer Platz zum
»Specht«. Am Specht war an der brandge-
schädigten und wohl abrissreifen Gaststätte
ein Großes Transparent befestigt, auf dem
stand: »Blühende Landschaften«. Die De-
monstranten wußten nicht, ob sie lachen oder
weinen sollten. Ein Bäumchen der Hoffnung
sollte gepflanzt werden, man entschied sich
aber, ihm eine lebensfreundlichere Umwelt in
der Nähe eines Kinderspielplatzes zu geben.

Ein Demonstrant filmte die Montagsdemo
mit einer Videokamera. Das Video wird dem
Bundeskanzler zugeschickt, damit er sich ein
Bild von Hartz IV in Eberswalde machen
kann.

34. Montagsdemo am 11.4.
Nach den 300 Teilnehmern bei der 33.

Montagsdemo im Brandenburgischen Viertel
war die Spannung groß, wie viele Demon-
stranten zur 34. Demo,nun wieder auf dem
Markt, kommen würden. Wie immer kamen
als erste die Mitglieder der Vorbereitungs-
gruppe und die blickten immer wieder zur

Uhr. Als die Kundgebung eigentlich schon
beginnen sollte, um 17.30 Uhr waren gerade
mal 30 Leute erschienen. Als dann 10 Minu-
ten etwa 70 Demonstranten auf dem Markt-
platz standen,hatte sich die Spannung nur
leicht gelöst. Es blieb eine gedrückte Stim-
mung.

Nach der Begrüßung durch Karla Kruse in-
formierte Albrecht Triller über den Besuch
der Sprechstunde des Landrates durch acht
Mitglieder des Vorbereitungskreises der
Eberswalder Montagsdemo (Seite 9). Man

Der Anfang einer Vernetzung
Beratung von Organisatoren der Montagsdemos in Templin am 9. April 2005
Templin (at). 34 Organisatoren von Montagsde-
mos in elf verschiedenen Orten trafen sich am
9. April in Templin,um über ihre Zusammen-
arbeit zu beraten. »Es ist wieder Zeit für Klas-
senkampf«,begrüßte Ralf Jahnke, der diese
Beratung initiiert hatte, die Teilnehmer. Der
aktuellen Politik von Agenda 2010 und Hartz
IV müsse noch mehr Widerstand entgegenge-
setzt werden. Das sei die Hoffnung, die er mit
dem Treffen verbinde. 

Im gastgebenden Templin werden die Akti -
vitäten von einer Bürgerinitiative koordiniert.
Nach anfangs 450 Leuten liegt die Teilnehmer-
zahl der Montagsdemos,mit denen nach einer
Winterpause wieder begonnen wurde, jetzt bei
ca. 20. Die Templiner wollen jetzt verstärkt mit
Infoständen arbeiten. Für eine Suppenküche
will die Sparkasse Geld geben. Jens Bolten aus
Eisenhüttenstadtschilderte, daß dort die Mon-
tagsdemos vor allem von Vertretern der Ge-
werkschaften und Vertretern verschiedener
Parteien getragen wird. Bei Teilnehmerzahlen
unter 40 bis 50 beschränken sich die Eisenhüt-
tenstädter auf Kundgebungen. In Angermünde
liegen die Teilnehmerzahlen derzeit bei 100.
Birgit Kühr organisiert die Demos weitgehend
allein. Unterstützung hat sie von der Gewerk-
schaft B.A.U. Ein Bürgerbündnis wurde ge-
gründet. In Angermünde läßt man viele Politi -
ker sprechen. Eine Diskussion mit dem Bun-
destagsabgeordneten Markus Meckel sei aller-
dings völlig inakzeptabel gewesen. Künftig
sollen auch hier Infostände genutzt werden.
Michael Maurer aus Jüterbog sagte, daß sich
die Montagsdemo auf die IG Metall sowie auf
die örtliche PDS stützen könne. Es sei aller-
dings eine allgemeine Resignation spürbar. Er
hält medienwirksame, »sympathische und auf-
fallende« Aktionen für notwendig, wie z.B. die
Aktion »Die Überflüssigen«. Die Montagsde-
mos in Schwedt werden im wesentlichen von
attac Schwedt getragen. Klaus Helm berichte-
te, daß sich in Schwedt ein »Runder Tisch« ge-
bildet hat, eine Schwedter Form des Sozial-
forums, der wöchentlich tagt und die Demos
vorbereitet. Er dankte für die Unterstützung
durch den DBG Uckermark/Barnim. Auf De-
mos könne man keine Gesellschaftskonzepte
diskutieren, deshalb werden dafür andere Lö-
sungen gesucht (Gesprächsrunden). Statt zen-
traler Demos sollen künftig mit Auto und Fahr-
rad entlegene Wohngebiete aufgesucht werden,
um damit stärker an die Betroffenen heranzu-
kommen. Vor der Agentur für Arbeit werden
Gespräche mit Betroffenen geführt, ohne sich
vom geringen Erfolg abschrecken zu lassen.
Aus Königs Wusterhauseninformierte Ralf
Scholz, der auch attac-Mitglied ist, daß an-
fangs die PDS die Montagsdemos mit 250 bis
350  Teilnehmern organisierte, sich aber nach
den Landtagswahlen zurückgezog. Nach ei-
nem längeren »Loch« gehe es wieder aufwärts,

allerdings werden die Demos nur 14-tägig
durchgeführt. Teilnehmer sind vorwiegend Er-
werbstätige. Trotz tausender Zettel,die vor
dem Arbeitsamt verteilt wurden, ist der Zu-
spruch von Betroffenen sehr gering. In Senf-
tenberg, so Kerstin Weidner von der dortigen
»Aktionsgruppe gegen soziales Unrecht«,wer-
de seit August 2004 an jedem Montag, auch an
Feiertagen, demonstriert. Inhaltlich gehe es
den Demonstrationen um den gesamten Sozi-
alabbau. Als ein kleiner Erfolg kann verbucht
werden,daß die Buspreise für die Hartz IV-Be-
troffenen halbiert wurden. Die Montagsdemos
in Senftenberg sind parteiunabhängig. In den
Reihen der Organisatoren wirken PDS-Mit-
glieder und attacis mit. Frank Eschholz gehört
ebenfalls zur »Aktionsgruppe gegen soziales
Unrecht« und wirkt bei den Montagsdemos in
Finsterwalde mit. Seit der 6. Montagsdemo
kommen weniger als 40 Leuten. Gute Unter-
stützung komme von der PDS und der AWO,
nicht aber von den Gewerkschaftsleitungen.
Von der Montagsdemo in Berlin berichtete Ro-
land Klautke. Nach dem Winter werden die
Montagsdemo jeweils am letzten Montag des
Monats durchgeführt, und zwar näher an die
Betroffenen in den Stadtteilen. Am 28.März
kamen 700 Demonstranten. Thomas Rudolph
von der Koordinierungsstelle der Montagsde-
mos in Leipzig informierte, daß zeitgleich eine
Regionalversammlung auch in Bayern stattfin-
de. Bisher sei es noch nicht gelungen, alle
Montagsdemonstrationen zu erfassen. Das sei
aber wichtig, um eine größere Akzeptanz zu
erreichen. Er schilderte die Probleme in der
Zusammenarbeit mit Vorständen bundesweit
agierender Organisationen und forderte unter
anderem auf, Erlebnisberichte aus den Demo-
Orten mitzuteilen,die als emotional wirksame
Argumentationshilfen dienen können.

In der DGB-Region Uckermark/Barnim, er-
läuterte Andreas Sult,unterstützten mehrere
Einzelgewerkschaften die Montagsdemos in
Eberswalde, Angermünde, Schwedt und Tem-
plin. Leider gingen aber zu wenige Gewerk-
schafter mit auf die Straße, wie auch zu wenig
Betroffene. ALG II stelle auch einen Angriff
auf die Tarifverträge dar. 

Im zweiten Teil der Beratung ging es um die
Frage, wie es gelingen könnte, mehr Menschen
auf die Straße zu bringen. Neue Organisations-
formen und Aktionen wurden besprochen.
Wichtig sei der Ideenaustausch und die Initiie-
rung landesweiter Aktionen. 

Ralf Jahnke faßte kurz zusammen:Wir ha-
ben etwas erreicht. Der Anfang für eine »Ver-
netzung« ist gemacht, d.h. es gibt jetzt eine Or-
ganisationsstruktur per Internet. Es wurden Er-
fahrungen ausgetauscht, die jeder für sich ver-
werten kann. »Wir haben es schwer, denn wir
haben einen starken Gegner. Aber wir geben
nicht auf.« 
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wisse jetzt,daß von diesem Landrat, der Ar-
beitszwang und Hartz IV für richtig hält und
sogar auf das Entstehen von Arbeitsplätzen
hofft, nichts zu erwarten sei.

Ute Frey trug anschließend eine Satire auf
Hartz IV vor. Erika Klatte setzte sich mit der
Debatte um Saisonarbeit von Ein-Euro-Job-
bern auseinander setzte. Am offenen Mikro-
fon meldete sich Georg Büchner zu Wort.

35. Montagsdemo am 18.4.
Wieder hatten sich etwa 70 Demonstranten

auf dem Marktplatz eingefunden. Das Motto
des Tages war:100 Tage Hartz IV. Von Mode-
ratorin Manuela Richter gab es Geburtstags-
glückwünsche und Blumen für Ute Frey und
Rolf Iffner, bevor Frank Töpfer eine Bilanz
der ersten 100 Tage von Hartz IV zog (der
ausführlichen Redebeitrag von Frank Töpfer
wird in der eMail-Liste »BBP-Forum« veröf-
fentlicht). Er stellte die unterschiedlichen
Sichten der Regierenden einerseits und der
Betroffenen andererseits gegenüber. Es brau-
che eigentlich keine Bilanz der ersten 100
Tage, stellte er fest, um zu merken, »daß
Hartz IV kein Problem löst. Das war schon
vor Inkrafttreten von Hartz IV klar. Für die
Betroffenen ist Hartz IV der Weg in die ge-
setzlich verordnete Armut.« Frank Töpfer zi-
tierte aus den Forderungen der Göttinger
Montagsdemo nach sofortigen Maßnahmen
gegen die schlimmsten Auswirkungen von
Hartz IV. Dabei unterstrich er die Forderung
nach Erhöhung des Regelsatzes auf 634 Euro
im Monat.

Anschließend bat er die Demonstranten,
mit ihm für eine Schweigeminute jenem
Eberswalder Bürger zu gedenken, der sich
wegen Hartz IV das Leben genommen hatte
und der am vergangenen Freitag beerdigt
worden war, sowie für weitere Betroffene, die
keinen anderen Ausweg mehr gesehen haben.
»Wir lassen uns nicht unterkriegen. Wir wer-
den unseren Widerstand nicht nur die näch-
sten Tage fortsetzen«,rief er zum Schluß aus. 

Hartwin Schulz und Robert Malinowski
füllten eine Mülltonne – mit »Bürokratie«,
»Ein-Euro-Jobs«, das Bombodrom in der
Ruppiner Heide, das neue Raketenabwehrsy-
stem, »Praxisgebühr«, das »Kitagesetz«
(nach dem Kinder von Erwerbslosen bis zum
Alter von drei Jahren nicht aufgenommen
werden),die verblödenden Fernsehprogram-

Ein Gespräch mit der SPD

Ein Gespräch mit dem Landrat

»SPD sucht nach Wegen,um mit Montagsde-
monstranten ins Gespräch zu kommen«, hieß
es in einer Pressemitteilung der SPD Ebers-
walde. Daß dies unkompliziert möglich ist,
zeigte sich am 30. März in der regelmäßigen
Vorbereitungsrunde der Organisatoren der
Eberswalder Montagsdemo. Der stellvertreten-
de SPD-Ortsvereinsvorsitzende Jürgen Kumm
hatte sich zur Teilnahme angesagt und war mit
Selbstverständlichkeit empfangen worden. Es
kam zu einem ungezwungenen und sehr sach-
lichen Gespräch. 

Nach einer wechselseitigen Vorstellung der
Gesprächsteilnehmer und ihrer Motivation
stellte Eberswalder Montagsdemo klar, daß
nicht jede Äußerung von Montagsdemonstran-
ten mit der Meinung der Organisatoren iden-
tisch sei,aber Übereinstimmung in den grund-
sätzlichen Bewertungen von Hartz IV und den
weiteren Maßnahmen des Sozialabbaus be-
steht. Dies schließe das allgemeine Unver-
ständnis ein,daß dieser Kurs gerade von der
SPD verfolgt wird. 

In der mehr als einstündigen Diskussion,die
von Hartwin Schulz moderiert wurde, ergriffen
fast alle der 20 anwesenden Vertreter von
Eberswalder Montagsdemo das Wort. Sie
brachten dabei ihre persönliche Betroffenheit
und Entschlossenheit zur Fortsetzung des Wi-
derstands zum Ausdruck. Sie widersprachen
der Auffassung von Herrn Kumm, daß die
SPD-Genossen an der Basis keinen Einfluß auf

die große Politik hätten, und forderten dazu
auf, von der Basis her Druck auf die Regieren-
den zu machen. 

Herr Kumm führte aus,daß er auch hier
lebe, selbst nur eine Halbtagsbeschäftigung
ausübe und es mit seiner sechsköpfigen Fami-
lie nicht leicht habe. Im Rahmen seines sozia-
len Engagements komme er häufig in die
Ukraine und sehe, wie es den Menschen dort
gehe. Das müßten die Montagsdemonstranten
auch sehen. Er wolle sich dafür einsetzen,daß
die Möglichkeiten des Sozialtickets für den
ÖPNV erhalten bleiben bzw. weiterentwickelt
und Verbilligungen für städtische Leistungen
(Bibliothek,Badpreise usw.) geprüft werden.

Die Vertreter von Eberswalder Montagsde-
mo hielten dem entgegen, daß Menschen nur
auf die Straße gehen,wenn die Schmerzgrenze
überschritten ist. Sie wollten keine Sonderbe-
handlung und nicht unbegrenzt alimentiert
werden,aber solange sie ihren Lebensunterhalt
nicht erarbeiten können,muß verlangt werden,
daß der ALG-Regelsatz alle Bedingungen ei-
nes menschenwürdigen Lebens berücksichti-
ge. Sie erwarten von der örtlichen SPD, daß sie
sich mit den Göttinger Forderungen an die
Kommunalpolitik beschäftigt und Wege zur
Erfüllung sucht (Zusammenkunft der Organi-
satoren von Montagsdemos u.a. sozialen Kräf-
ten am). Beide Seiten äußerten ihr Interesse an
einer Fortsetzung der Gespräche.

Eberswalder Montagsdemo

Eberswalde (at/bbp). Am 11. April nutzten acht
Vertreter der Eberswalder Montagsdemo die
ausgewiesene Sprechstunde, um mit Landrat
Bodo Ihrke zu sprechen. Zunächst benannte
Ute Frey nochmals das Anliegen. Das Ge-
spräch stehe unter einem schlechten Vorzei-
chen,bedauerte sie, da der Landrat das Oster-
feuers auf dem Pavillonplatz versagt habe. Sie
bat Ihrke, sich zu den von Frank Töpfer vorge-
tragenen Göttinger Forderungen zu äußern.

»Die Gesetze werden woanders gemacht«,
meint der Landrat. Der Landkreis sei nur Aus-
führender. Die »Arbeitslosigkeit ist unerträg-
lich hoch«. Betriebe gehen Pleite, weil ihre
Produkte zu teuer sind. Dafür seien vor allem
die Lohnstückkosten verantwortlich. »Stell-
schrauben« für das staatliche Handeln seien:
1. An das Geld der Gutverdiener rangehen –
das scheitere aber an der weltweiten Freizügig-
keit. Dann wandere das Kapital ins Ausland. 
2. Lohnzurückhaltung – hier hätten die Ge-
werkschaften allmählich begriffen,daß mode-
rate Tarifabschlüsse nötig seien. 
3. Senkung der Lohnnebenkosten – das sei
letztlich die einzige Einflußmöglichkeit des
Staates,die jetzt genutzt werde.

In der BRD ist nach Auffassung des Landra-
tes kein Geld zur Verteilung da. Auch für den
Landkreis bringe Hartz IV sehr hohe Belastun-

gen mit sich. Soziale Absicherungen seien da-
her letztlich nur auf Sozialhilfeniveau möglich.
Da aber auch die Niedriglöhne kaum darüber
liegen,lohne es sich nicht mehr zu arbeiten.

Eine Nachsteuerung bei Hartz IV müsse, so
Ihrke, trotzdem erfolgen. Bei allen Problemen
sei jedoch gesichert: »Niemand donnert völlig
durch die Roste«.

Auf ausdrückliche Nachfrage bestätigte Ihr-
ke, daß er  Hartz IV für den richtigen Weg hält.
Hartz IV werde Arbeitsplätze schaffen,gab er
sich überzeugt. Nicht heute, nicht morgen,
aber irgendwann. Daher müßten die Maßnah-
men von Hartz IV und Agenda 2010 jetzt
durchgehalten werden. Auch den Zwang zu
Ein-Euro-Jobs hält Ihrke für gerechtfertigt.

Unkonkret blieben Aussagen zum Sozial-
ticket und zur Übernahme der Wohnkosten. Er
sei für die Ost-West-Angleichung beim Alg II
und für Besserungen beim Zuverdienst,sonst
würden die Teilzeit-Billiglöhner wegbrechen. 

»Was also hat uns das Gespräch mit Landrat
Ihrke gebracht?«, fragen sich die Montagsde-
monstranten. »Eine kurze Pressenotiz mit der
Überschrift: Gespräch brachte wenig Konkre-
tes. Es hätte auch heißen können:nichts Kon-
kretes.  Eines wissen wir jetzt noch besser:Wir
haben einen Landrat, von dem wir nichts,aber
auch gar nichts zu erwarten haben.«



b pbm o n t a g s

10

me, die EU-Verfassung. Beide waren in der
Vorwoche Gäste der Montagsdemos in
Schwedt und Angermünde, von denen sie
herzliche Grüße übermittelten. Anschließend
sang Hartwin Schulz das Lied vom Löwen-
zahn,das zum Widerstand herausfordert und
ermuntert, sich nicht unterkriegen zu lassen. 

Das Lied vom Löwenzahn
Kam viel herum im  deutschen Land und

ich erzähl euch, was ich fand an Hoffnung
und an neuer Fantasie. Inmitten deutscher
Gründlichkeit, Beton, Asphalt und Obrigkeit
da blüht der Löwenzahn so wie noch nie.

Refrain: Und dann nach langer Winterszeit
siehst du sicher schon: Viele kleine Löwen-
zähnchen nagen am Beton. Inmitten deut-
scher Gründlichkeit, inmitten Angst und Hass
und Streit verbreiten Löwenzähnchen Heiter-
keit.

Der Löwenzahn,  der Löwenzahn, der hat
.mir’s wirklich angetan, denn dieses Unkraut,
das bringt keiner um. Mit keinem teuren Her-
bizid hat man ihn bisher kleingekriegt, der
Löwenzahn ist überhaupt nicht dumm. Und
dann nach langer Winterszeit...

Wenn spät im Sommer er verblüht und
kleinen Fallschirmsamen kriegt, dann hilf
ihm doch dem  alten Löwenzahn. Blas kräftig
in die Blume rein, die Fallschirme, die fliegen
fein und kommen sicher auch irgendwo an.
Und dann nach langer Winterszeit...

Und wenn  auch die Gewalt regiert und
wenn die Kälte einmarschiert, das Land wird
totenstill, so wie ein Grab. Und wenn der
Mensch den Mensch nicht liebt und ihm statt
Brot nur Steine gibt, sag ich, daß ich doch
trotzdem Hoffnung hab. Und dann nach lan-
ger Winterszeit....

Weitere Redebeiträge steuerten Erika Klat-
te und Ute Frey bei. Heinz Ilenz und Robert
Malinowski nutzten das Offene Mikro.  

36. Montagsdemo am 25.4.
Diese Montagsdemo war dem 60. Jahres-

tag der Bombardierung von Eberswalde am
25.04.1945 gewidmet. Zur Kundgebung hat-
ten sich ca. 65 Demonstranten eingefunden.
»Von Deutschland soll wieder Krieg ausge-
hen« stand auf einem Transparent. Eine Tafel
zeigte zwei Fotos des zerstörten Stadtzen-
trums von Eberswalde sowie vom neuen »Ra-
ketenabwehrsystem MEADS«,dem der Bun-
destag in der letzten Woche seine Zustim-
mung gegeben hat. 

Rolf Richter vom Bündnis für den Frieden
Eberswalde/Mitglied bei Attac thematisierte
in seiner Ansprache den Luftangrif f auf
Eberswalde (Seite 7). Er verband die Erinne-
rung an die Ereignisse Ende April 1945 mit
der Verpflichtung, neuer Kriegsvorbereitung
in den Arm zu fallen. Anschließend nahmen
die meisten Demonstranten am Friedensgebet
in der Maria-Magdalenen-Kirche teil.

Hartz IV und die 1-Euro-Huren
Seit 2002 ist der »Beruf« der Prostituierten

legal und ehrsam. Ein mit so einer Dame ge-
schlossene Kaufvertrag über 1 Portion Liebe
ist also heute nicht mehr sittenwidrig und da-
mit i.S.d. § 138 BGB nichtig. Vielleicht ist die
Debatte darüber irgendwie im Irakkrieg unter-
gegangen, aber möglicherweise kam unsere
Regierung ja auf diesen Dreh,weil man auf die
Zwangsmitgliedschaft der Nutten in den Sozi-
alversicherungen nicht wirklich verzichten
wollte, auch wenn die Zuhälter – vermutlich
wegen unzumutbarer Härte – weit entfernt von
einer solchen Zwangsversicherung sind. Zwar

stellen die §§ 174-184f Strafgesetzbuch
(StGB) noch eine Vielzahl von Tatbeständen
aus der Praxis im Rotlichtmilieu unter Strafe -
etwa die die Zuhälterei (§ 181a StGB),und
auch die Ausbeutung von Huren (§ 180a
StGB). Doch scheint mir, daß die Legalisie-
rung der Prostitution ganz gut eine Art Vorspiel
der Hartz-IV-Gesetzgebung gewesen sein
könnte. Seit Anfang des Jahres ist ein Job als
Hure legal und damit zumutbar. Was das für
ein nach der Ausbildung arbeitslos gewordenes
Mädchen,eine wenigstens durchschnittlich at-
traktive ALG-II-Empfängerin, ja vielleicht
auch ein paar gut gebaute Herren nach Ablauf
der bekanntlich recht knappen Arbeitslosen-I-
Schonzeit bedeutet,kann sich jeder denken. 

Auf Sitten, Religionen, Traditionen nimmt
dieses Gesetz natürlich keine Rücksicht. Wie
auch – da doch gerade per Gesetz die Diskri-
minierung von Unterschieden unter Strafe
steht. Eine arbeitslose und ALG-II-bedürftige
Muslima kann also mit der Daumenschraube
einer disziplinarischen Auszahlungssperre
ebenso zur Verarbeitung von Schweinefleisch
genötigt werden wie eine deutsche erzkatholi-
sche ehemalige Religionslehrerin zur Mitarbeit
in einer Telefonsexagentur gebracht werden
kann. So müssen dann also diese beide Frauen
entweder den Gürtel wegen ausbleibendem
Lebensunterhalt Loch für Loch enger schnal-
len oder für die Sozialkassen mehr als nur den
Gürtel fallen lassen. Werte wie Takt und
Selbstachtung waren in der Hartz-Kommission
damals kein primäres Arbeitsziel. Man hatte
vermutlich nur das große Ganze und Gute im
Auge. Für Ballast wie Gefühle und Anstand
war da einfach kein Verhandlungsspielraum.
So werden also die Zeche für das Leben auf
Pump wieder einmal die Frauen,die Armen,
also diejenigen,die am wenigsten davon profi-
tierten, zu zahlen haben. Betriebe, die solche
Arbeitsplätze nun legal anbieten,müssen sich
heute ja nicht mehr sehr verstecken. Schließ-

lich gibt es jetzt EU-weit bis nach Polen hinein
fairen Wettbewerb, und wenn ein Zuhälter sei-
ne junge polnische Ware problemlos hier an-
bieten darf – was hat da ein auf Rendite schar-
fer Jungunternehmer denn schon bei Einstel-
lung regional verfügbarer Arbeitskräfte zu
fürchten. Diese Clubs haben wahrscheinlich
im Schnitt eher überdurchschnittlich große
Leuchtreklamen an der Fassade. Um den Streß
der Berufsausbildung kommen solche Arbeit-
geber übrigens auch gratis herum. Die Tätig-
keit als Hure erfordert nämlich keine jahrelan-
ge Ausbildung – im Gegenteil. Berufsanfänger
sind besonders gefragt, da Frischfleisch so-
wohl Chefs wie Kunden anzieht,so daß Ver-
mittlungen besonders leicht sind. Derzeit soll
so eine Art freiwillige Selbstverpflichtung der
Bundesagenturen für Arbeit bestehen,nicht in
Bordelle zu vermitteln. Das erinnert mich ir-
gendwie an die Getränkeindustrie vor Ein-
führung des Dosenpfandes,oder an die derzeit
diskutierte Ausbildungs-Selbstverpflichtung
der deutschen Industrie. Besonders wirksam
waren diese ganzen Selbstzüchtigungen jeden-
falls noch nie. Vermutlich hat man deshalb
auch irgendwann einmal die Gesetze und
Strafmaßnahmen erfunden. Aber vielleicht
klappt es ja diesmal. 

Für den Gastronomiebereich – liebe Eltern
von Azubis ohne feste Übernahmezusage im
Ausbildungsbetrieb – gibt es solche rührseli-
gen Vermittlungshemmnisse jedoch nicht.
Ehemalige Hotelmädchen und Kellnerinnen,
haben reelle Chancen,demnächst die Nacht-
schicht im Rotlichtmilieu anzutreten. Und im
Erotikbereich soll es eine erhebliche Nachfra-
ge nach knackigem Personal geben – zumal

die Bundesagenturen vermutlich nicht in je-
dem Einzelfall prüfen können oder wollen, ob
der Putz-,Buchhalter- und, Tresenjob oder der
Bettenservice im Rotlichtviertel nicht eben
doch auch eine horizontale Komponente hat.

Jetzt sollen zwar Verschärfungen der straf-
rechtlichen Vorschriften gegen Menschenhan-
del und gegen Zwangsprostitution in Kraft ge-
treten sein,aber diese sind laut www.bwl-
bote.de sorgfältig so weichgespült worden,daß
Sie die zum 1-Euro-Job verdonnerten Frauen,
Jungs und Mädchen nicht erfassen. Ein junger
Mann auf der Straße brachte es auf den Punkt:
»Die da oben wollen natürlich nur unser Be-
stes - und zwar unsere Frauen auf dem Servier-
teller.« Was soll man da noch hinzufügen?
Vielleicht, daß er da genauso gut landen kann?

PETER SPANGENBERG

Wolfgang Clement: 
»Wir müssen alles tun und wir können auch

mehr tun, als wir bisher zu Wege gebracht ha-
ben, und wir werden beispielsweise jedem Ju-

gendlichen ein Angebot machen.«

Gerhard Schröder: 
»Wir werden Leistungen des Staates kürzen,

Eigenverantwortung fördern und mehr Eigen-
leistungen fordern müssen.«
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Finower Bürgerinitiative Pro Finow

Gegen den Ausbau der Telekomstraße
Müll auf die Schiene
Transporte nach Vorketzin nicht per LKW

Angesichts der hohen Verkehrs- und Fein-
staubbelastung im Bereich der B2 in Bernau
fordert die Fraktion Grüne/BKB im Kreistag,
den Barnimer Müll mit der Bahn von Bernau
nach Vorketzin zu transportieren. Sowohl der
Standort der neuen Müllverladestation der
MEAB an der Albertshofer Chaussee in Ber-
nau als auch das Entsorgungszentrum im Kreis
Havelland verfügen über einen Bahnanschluß.
Daher ist es unverständlich, warum ab Juni
täglich bis zu 240 Tonnen Müll per LKW dort-
hin transportiert werden sollen. Und das für die
nächsten 15 Jahre. Hier nur das Kostenargu-
ment anzuführen, ist kurzsichtig. Von einem
öffentlichen Auftraggeber muß man mehr En-
gagement für die Gesundheit der Bürger und
den Schutz unserer Umwelt erwarten können.

Die Bernauer Ortsdurchfahrt gehört zu den
sehr stark mit Feinstaub belasteten Straßen in
Brandenburg. Die ab 1. Januar geltenden EU-
Grenzwerte zur zulässigen Feinstaubbelastung
können hier nicht eingehalten werden. Gegen-
wärtig wird ein Luftreinhalteplan erarbeitet.
Täglich zusätzlich 10 bis 15 schwere LKW hin
und zurück durch die Stadt zu schicken,ist si-
cher kein geeigneter Beitrag dazu. Grüne/BKB
fordern daher die Kreisverwaltung auf, die
MEAB auf den Schienentransport zu ver-
pflichten. Dafür läßt sich sicher eine aus Ko-
stensicht vertretbare Lösung finden. Im Zwei-
felsfalle sollten uns Gesundheit und Umwelt
ein paar Cent mehr an Müllgebühren wert sein.

THOMAS BERG, Fraktionsvorsitzender
Grüne/Freie Wähler im Kreistag Barnim

Seit mehr als sieben Jahren setzt sich der
NABU für einen Verzicht des Ausbaus der
L293 zwischen Biesenthal und Eberswalde
(sog. Telekomstraße) ein. Zu den gravierenden
Auswirkungen für die Natur im betroffenen
Teil des Naturparks Barnim kommen die nega-
tiven Folgen für die Anwohner in Finow und
Biesenthal. Ferner sind es in zunehmendem
Maße auch finanzielle Gründe, die gegen einen
Ausbau dieser Straße sprechen. Das Land
Brandenburg selbst sieht keinerlei Bedarf für
diese autobahnparallele Straße.

Nach einer eingehenden Prüfung hat das
Verkehrsministerium aufgrund der geringen
verkehrlichen Bedeutung sowie insbesondere
wegen der hohen Betroffenheit von Natur und
Landschaft die Entwidmung der seit mehr als
50 Jahren für den Durchgangsverkehr gesperr-
ten L293 beschlossen. Auch der Landkreis
Barnim sieht für die Telekomstraße keine
überörtliche Bedeutung und erachtet die Straße
selbst in Bezug zum angedachten Flughafen
Finow (es gibt bis jetzt keinen Antragsteller,
Klagen sind beim Oberverwaltungsgericht an-
hängig) nicht für notwendig. 

Bei der jetzigen Variante des Ausbaus (mit
6,50 m Breite für LKW-Verkehr mit 80 km/h)
droht nicht nur die Natur in dem betroffenen 6
km langen Waldabschnitt unter die Räder zu
kommen. Für die Anwohner in Biesenthal und
Finow ist mit einer erheblichen Verkehrs- und
Lärmbelastung zu rechnen mit entsprechenden
Gefahren für die Gesundheit und Sicherheit
der Anwohner und Wertverlusten für die
Grundstücke. Die autobahnparallele Straßen-
führung bietet sich als mautfreie Ausweich-
strecke für den LKW-Verkehr geradezu an und
wird entsprechend frequentiert werden. Die
Verkehrseinbindung der Straße in Finow und
Lärmschutzmaßnahmen für die Anwohner sind
in den aufgeführten genannten Ausbaukosten
von 3,6 Millionen Euro jedoch nicht berück-
sichtigt und bei den gesetzlich vorgeschriebe-
nen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen soll
kräftig gespart werden. Diese Straßenführung
entspricht in keiner Weise dem heutigen städ-
tebaulichen Anliegen,die Städte vom Schwer-

lastverkehr zu entlasten. 
Wegen der vorgenannten

Gründe ist es für uns nicht
nachvollziehbar, warum der
Kreis den Ausbau der Tele-
komstraße mit bis zu
300.000 Euro unterstützen
will. Dagegen  sind bei der
aus verkehrlicher Sicht not-
wendigen und sinnvollen
Übernahme der L237 als
Kreisstraße sowie dem Bau
des Finower Knotens der
B167-neu die geplanten
Kosten mit 293.000 Euro

geringer als der Zuschuß für den Ausbau der
Telekomstraße!

Aufgrund der finanziellen Situation des
Kreises sowie des hohen Sanierungsbedarfes
bei den bestehenden Kreisstraßen ist eine Inve-
stition des Kreises in Höhe von 300.000 Euro
in eine Straße ohne überörtliche Bedeutung
aus unserer Sicht unverantwortlich. Die vorge-
sehene Summe sollte lieber für die dringend
notwendige Sanierung bestehender Kreis-
straßen verwendet werden.

Die Klassifizierung der L 293 als Gemein-
destraße kommt nach unserer Auffassung nicht
in Frage, denn als Ortsverbindungsstraße
gehört die »Telekomstraße« nicht in die Bau-
last von Gemeinden. Zudem gilt analog, daß es
in den Gemeinden ebenfalls dringenderen Be-
darf bei den übrigen Gemeindestraßen gibt.

Eine Betrachtung des Finanzbedarfs für den
Straßenausbau ohne die zu gewährenden För-
dermittel ist gesamtgesellschaftlich unvertret-
bar. In diese Fehlinvestition fließen nicht nur
300.000 Euro, sondern mit den weiteren För-
dermitteln mehr als 3,6 Mio Euro. Es sind ge-
rade auch die falsch eingesetzten Fördermittel,
die für andere planmäßige Aufgaben fehlen.
Statt Fördermittel in die Telekomstraße zu
stecken, sollte diese der planmäßigen  Siche-
rung der Kommunalfinanzierung dienen.

Soll die »Telekomstraße« nicht ganz entwid-
met werden,so sollte die Straße unter Verzicht
auf einen Ausbau instandgesetzt,auf 3 Tonnen
und 60km/h begrenzt und mit einem Radweg
versehen werden. Die Einbindungen in den in-
nerörtlichen Verkehr wären in die verschiede-
nen Richtungen aufzusplitten  und verkehrsbe-
ruhigt zu gestalten.

Aus den vorgenannten Gründen lehnt die
Bürgerinitiative den Ausbau der Telekomstraße
konsequent ab. 

HANS-JOACHIM SCHMIEDERER und 
THOMAS GILLES, Sprecher der Bürgerinitiative

Eine kürzlich erfolgte Unterschriftensammlung der
Finower SPD wird gern als Argument für den ge-
planten Ausbau der sog. »Telekomstraße« verwen-
det. 1382 Unterschriften waren binnen kurzer Zeit
als Unterstützung für den »Wiederaufbau« der
Straße gesammelt werden. Aus Sicht der Bürgeri-
nitiative »Pro Finow« handelt es sich jedoch um ei-
nen Mißbrauch des artikulierten Bürgerwillens. Die
Forderung der SPD Finow nach »Wiederaufbau« der
Straße nach Biesenthal wird auch von den meisten
Mitgliedern der BI unterstützt. »Pro Finow« fordert
ebenfalls eine Instandsetzung der Ortsverbindung
und lehnt lediglich den Ausbau in den geplanten Di-
mensionen ab. 

Erntehelfer oder Saisonarbeiter: 

Chance für Arbeitslose?
Nein. Es ist vielmehr eine Zumutung für in

der BRD lebende Menschen. Denn die Stun-
denlöhne liegen bei 5 Euro, wenn überhaupt.

Wer nicht am Arbeitsort wohnt,also täglich
fahren muß,z.B. mit dem Auto, soweit er sich
noch eins leisten kann,kann davon wohl kaum
seinen Lebensunterhalt bestreiten. Jeder Spar-
gel-, Gurken-,Erdbeer- oder Obstbauer möch-
te Billigarbeitskräfte, um seine Waren so gün-
stig wie nur möglich anbieten zu können. Denn
er muß wirtschaftlich arbeiten,also alle Kosten
begleichen,sich selbst ernähren und vielleicht
darüber hinaus noch etwas Gewinn übrig be-
halten. Kann es verwundern, wenn deutschen
Arbeitslosen die Motivation fehlt, an sieben
Tagen in der Woche für einen Hungerlohn,von
dem man kaum leben, geschweige Reserven
für die Nachsaison anlegen kann,solch schwe-
re Arbeit anzugehen? Unsere Regierung sollte
sich endlich Gedanken machen,wie man Men-
schen, die in diesen Niedriglohnsektoren ar-
beiten wollen oder müssen,ein anständiges
Leben ermöglicht, das sich nicht ständig am
Existenzminimum bewegt. 

ERIKA KLATTE



b pbn a t ü r l i c h

12

Der Weg in eine nachhaltige Zukunft (Teil 3)

Permakultur in der Praxis angewendet
von Daniel Fischer

Agroforstwirtschaftssysteme stellen eben-
falls ein traditionelles Anbauverfahren

dar, wie sie in vielen Teilen der Welt vorgefun-
den werden können. Es handelt sich dabei um
eine Bewirtschaftungsform, bei der sowohl
Bäume und Sträucher entweder gleichzeitig
oder im Wechsel mit einjährigen landwirt-
schaftlichen Kulturen auf derselben Fläche an-
gebaut werden. In Westafrika werden bei-
spielsweise Mais, Sorghum, Leguminosen-
Sträucher und -bäume auf demselben Feld ne-
beneinander kultiviert. Die Leguminosenge-
wächse produzieren hierbei ihren eigenen
Dünger und versorgen noch dazu die anderen,
benachbarten Pflanzen mit Stickstoff, indem
der in der Luft vorkommende Stickstoffanteil
mit Hilf e von Knöllchenbakterien in ihren
Wurzeln z.T. gebunden wird. Durch das regel-
mäßige Zurückschneiden der Bäume und
Sträucher wird verhindert, daß die lichtbedürf-
tigen einjährigen Kulturgewächse zu stark be-
schattet werden. Die anfallenden Äste und
Blätter dienen hierbei als nährstoffreiches
Mulchmaterial zur Bodenbedeckung. Es be-
sitzt vielerlei Funktionen,indem es als natürli -
cher Dünger die Bodenfruchtbarkeit erhöht,
den Boden vor Austrocknung schützt, das
Wachstum der Wildkräuter kontrolliert und
darüber hinaus eine Nahrungsgrundlage für die
verschiedenen Bodenorganismen darstellt.

Baumwurzeln sowie tiefwurzelnde Gräser
verhindern zwischen den Feldfrüchten außer-
dem Erosionsprozesse, da der Boden von ih-
nen festgehalten wird und der Wind die klei-
nen Bodenpartikel wegen der hohe Struktur-
vielfalt nicht so leicht abtragen kann.

Traditionelle Anbaumethoden,die an die
natürliche Standortverhältnisse bestens an-

gepaßt sind und eine langfristige schonende
Bewirtschaftung ermöglichen, werden nicht
zuletzt auch von vielen indigenen Ureinwoh-
ner und Naturvölker praktiziert. Die Indianer
haben beispielsweise Mais,Bohnen und Kür-
bisse meist auf ihren Feldern zusammen ange-
baut. Der Vorteil dieser Mischkultur liegt auf
der Hand, denn der Mais dient den Bohnen als
ein natürliches Rankgerüst. Die Bohnen ver-
sorgen den Mais wiederum mit einer zusätzli-
chen Stickstoffzufuhr und die Kürbispflanzen
beschatten den Boden als eine lebende Mulch-
schicht. Durch diese Abfolge, die von Perma-
kultur-DesignerInnen auch als Stapeln be-
zeichnet wird, kann das Sonnenlicht optimal
genutzt werden.

Bill Mollison, der Begründer des Begriffs
»Permakultur«, konnte viele wichtige Anre-
gungen für seine Arbeit durch solche nachhal-
tigen Anbausysteme aufnehmen. Er ist in dem
kleinen Fischerdorf Stanley in Tasmanien auf

dem australischen Kontinent geboren worden
und verließ mit 15 Jahren die Schule, um sei-
ner Familie in ihrem Bäckereibetrieb mitzuhel-
fen. Als Matrose, Fischer, Mühlen-Arbeiter,
Traktorfahrer und als Glasbläser verdiente er
dann bis zum Jahr 1954 durch eine Vielzahl
von Berufstätigkeiten seinen eigenen Leben-
sunterhalt. Anschließend verbrachte er 9 Jahre
als Forscher in der »CSIRO Wildlif e Survey
Section« und in der inländischen Fischerei-
kommission von Tasmanien. 1968  nahm er als
Biologe eine Lehrtätigkeit an der Universität
von Tasmanien auf und befasste sich verstärkt
mit dem Leben der australischen Ureinwohner,
den Aboriginies.

Indem Bill Mollison als Wissenschaftler und
Waldarbeiter viel Zeit in der australischen
Buschlandschaft verbrachte und mit der Kultur
der Aboriginies immer vertrauter wurde, konn-

te er prägende Erfahrungen sammeln,die letzt-
endlich zu der Begründung von Permakultur
führten. Seine ursprüngliche Inspiration erhielt
er hierbei vor allem von den Wäldern und
natürlichen Ökosystemen. Er studierte sie, be-
griff wie sie funktionierten und meinte:»So et-
was könnte ich auch schaffen!«

Seine Idee war es,produktive Ökosysteme
nach dem Vorbild der Natur zu schaffen, die
für den Menschen nutzbar sind und ihn mit
Nahrung, Medizin, Pflanzenfasern zur Textil -
herstellung, Brenn- und Baumaterialien ver-
sorgen. Durch die Zusammenarbeit mit David
Holmgren wurde der Begriff »Permakultur«
schließlich geboren.

Das beste Beispiel für ein Permakultursy-
stem ist ein natürlicher oder naturnaher

Wald. In ihm gibt es hohe Baumkronen. Dar-
unter wachsen in verschiedenen Ebenen klei-

nere Bäume und Sträucher. Anschließend folgt
die Kraut- und Wurzelschicht. Die Kletter-
pflanzen bewohnen sogar alle Ebenen,indem
sie sowohl den Boden bedecken als auch an
hohen Bäumen hoch wachsen.

In solch einem reich strukturierten Wald ist
die Produktion an Pflanzenmaterial gewaltig
im Vergleich zu einem konventionellen Getrei-
defeld, das nur aus einer einzigen Schicht be-
steht. Wäre der Wald nur vollkommen aus eß-
baren Pflanzen aufgebaut,welch einen Reich-
tum würde er hervorbringen! Um wie viel
größer wäre der Ertrag gegenüber dem Getrei-
defeld! Ein natürlicher Wald benötigt im Ge-
gensatz zum Getreidefeld keine intensive Pfle-
ge, kein Pflügen, Aussäen,Düngen, keine
Wildkrautregulierung und auch keinen Einsatz
von Pestiziden. Der Wald sorgt vielmehr für
sich selbst.

Einige Permakulturprojekte wie z.B. der
Waldgarten von dem Pionier Robert Hart, der
mittlerweile leider schon verstorben ist und in
seinen verschiedenen Büchern das Waldgar-
tenkonzept zum ersten Mal in Europa vorge-
stellt hat oder die Projektfläche von der engli-
schen Organisation »Plants For A Future« in
Cornwall sehen einem lichten naturnahen
Wald in der Tat sehr ähnlich. Andere Perma-
kultursysteme sind z.B. durch Hügelbeete, die
Anlage einer Kräuterspirale oder die Anpflan-
zung von Gehölzen in einer nach Süden ausge-
richteten U-Form  gekennzeichnet. Das letzte-
re Beispiel wird auch Sonnenfalle genannt,
weil das Licht optimal in die bewirtschaftete
Anbaufläche einstrahlen und von den angebau-
ten Kulturen sehr effektiv absorbiert werden
kann.

Fortsetzung folgt

Die Aufnahme zeigt ei-
nen Garten, der nach

dem Prinzipien der Na-
tur bewirtschaftet wird.

Anstatt eine einzige
Kulturpflanze im

großen Maßstab anzu-
bauen, werden hier vie-

le unterschiedliche
Nutzpflanzen auf eng-

stem Raum zusammen
kultiviert. Dadurch wird

das Sonnenlicht und
die zu Verfügung ste-
hende Fläche sehr ef-

fektiv genutzt.
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Der doppelte Irrtum vom Wachstum
Gespannt las ich die im März und April in

der Barnimer PDS-Zeitung »Offene Worte«
veröffentlichten Artikel von Ralf Christoffers
mit den vielversprechenden Titeln »Der Irrtum
vom Wachstum« und »Wege aus der Krise«*.
Eine gründliche Analyse der Ökonomie des
Spätkapitalismus ist seitens der PDS lange
überfällig. Gut, dachte ich, daß sich der wirt-
schaftspolitische Sprecher der PDS im Bran-
denburger Landtag diesem Thema widmet. 

Leider ohne auf das Wirtschaftswachstum
als ökonomische Kategorie einzugehen,stellt
Ralf Christoffers fest, daß trotz Wirtschafts-
wachstum weniger Steuern in die Staatskassen
fließen. Und den erwarteten Beschäftigungs-
zuwachs gibt es auch nicht. Seine Vermutung,
dies liege am »Verhältnis von Binnen- und
Außenhandelskonjunktur«, greift jedoch zu
kurz. Wieso soll die kostengünstige Auslands-
produktion deutscher Firmen für den Außen-
handel günstig sein,nicht aber für den Binnen-
handel? Die für den Exportüberschuß der BRD
verantwortliche Wertschöpfung findet im In-
land statt. Und hier nicht zuletzt in den tradi-
tionell von mittelständischen Unternehmen ge-
prägten Exportbranchen Maschinen- und
Werkzeugmaschinenbau. 

Es ist eine hochproduktive Wertschöpfung,
die gerade wegen ihrer hohen Produktivität auf
den Auslandsmärkten konkurrieren kann. Die-
ser Mittelstand nutzt die Globalisierung zur
Verbesserung der eigenen Konkurrenzsituati-
on. Die ostdeutschen Klein- und Kleinstbetrie-
be, auf die sich Ralf Christoffers bei seiner
Mittelstandsdefinition wohl bezieht,sind daran
allerdings kaum beteiligt. Deren eher kleinbür-
gerlich geprägte soziale Stellung bringt solche
Erklärungsmuster hervor, wonach u.a. »inter-
nationale Kapitalgeber in Form von Fondsge-
sellschaften« für den fortgesetzten Arbeits-
platzabbau in der BRD verantwortlich seien.
Hier muß man bei der Argumentation sehr ge-
nau aufpassen,daß man nicht unversehens in
eine ideologische Ecke mit Leuten gerät, die
schon vor 70 Jahren vom Gegensatz zwischen
»raffendem« internationalen Finanzkapital und
»schaffendem« deutschen Unternehmertum fa-
selten. 

Zweifelsohne sind die beschriebenen Wider-
sprüche real vorhanden. Sie haben gerade im

Osten aufgrund der in besonderen Formen ab-
gelaufenen Kolonialisierung mit der fast voll-
ständigen Zerschlagung der vorhandenen indu-
striellen Strukturen einen ganz spezifischen
Charakter. Der zur entwickelten kapitalisti-
schen Gesellschaft gehörende autochthone
Mittelstand ist hier nur rudimentär vorhanden.
Die Klein- und Kleinstunternehmer haben we-
gen ihrer Eigenkapitalschwäche kaum Chan-
cen,sich zu wirklichen Mittelständlern zu ent-
wickeln. Die PDS greift durchaus eine wichti-
ge gesellschaftliche Aufgabe auf, wenn sie als
deren Interessenvertreterin auftritt. 

Für »Wege aus der Krise« muß daran an-
knüpfend weitergedacht werden. 

Die ökonomische Realität wird seit der drit-
ten industriellen Revolution (Mikroelektronik
etc.) immer mehr vom Wirksamwerden des
Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate
bestimmt. Die rapide steigende Produktivität
spart weit mehr Arbeitskraft ein,als für die Er-
weiterung der Produktion an anderer Stelle
nötig ist. Auch wenn der einzelnen Arbeitskraft
ein relativ höherer Mehrwert abgepreßt wird,
sinkt aufgrund des hohen Technisierungsgra-
des die auf das eingesetzte Gesamtkapital be-
zogene Rate des Profits. Die Instrumentarien,
dem entgegenzuwirken, sind noch dieselben
wie sie Marx im dritten Band des Kapitals be-
schrieben hat: weitere Rationalisierung, Ver-
längerung der Arbeitszeit, Herunterdrücken
des Arbeitslohns,Verbilligung der Elemente
des konstanten Kapitals und auch der Außen-
handel. Nur wirken diese Instrumentarien heu-
te eben nicht mehr im bisherigen Maße dem
Fall der Profitrate entgegen. 

Mit diesem Problem haben, was ebenfalls
schon Marx wußte, gerade die großen Unter-
nehmen zu kämpfen. Diese können heute oft
nur noch vermittels direkter oder indirekter
Subventionierung Profite erwirtschaften. Oder
weil sie dank überragender Machtpositionen
eine Ausplünderungsökonomie zu Lasten der
Dritten Welt und/oder prekär wirtschaftender
Subunternehmen etablieren können. Renditen
von 25 Prozent und mehr beziehen sich den-
noch nur auf das Eigenkapital, welches meist
nur einen Bruchteil des Gesamtkapitals solcher
Unternehmen ausmacht. Ralf Christoffers kri-
tisiert ganz richtig die Wachstumserwartung

von SPD, Grünen,CDU und FDP und deren
Setzen auf das konservative Instrumentarium
der 70er und 80er Jahre. Unternehmenssteuer-
senkungen und Niedriglohn bessern die Profit-
möglichkeiten der Unternehmen bestenfalls
temporär. Seine Hoffnungen, daß durch Stär-
kung der Binnenhandelskonjunktur »Wachs-
tum und Beschäftigung wieder verbunden wer-
den« verkennt aber ebenfalls die ökonomische
Realität. Die zur kapitalistischen Entwicklung
gehörenden Globalisierungsprozesse können
nicht umgekehrt werden. Eine binnenwirt-
schaftliche Abschottung zur Konservierung ei-
ner vergleichsweise unproduktiven,dafür aber
arbeitsintensiven Industrie ist schon einmal ge-
scheitert und heute schlechterdings nicht mehr
möglich. 

Weiteres Wachstum auf der Grundlage kapi-
talistischer Ökonomie hat vor allem die weite-
re Ausplünderung der Natur und der ökono-
misch unterlegenen Länder zur Folge und wird
dennoch nicht »mehr Beschäftigung« bringen.
Wobei »Beschäftigung« ohnehin nur die Um-
schreibung für die Einsaugung von Arbeits-
kraft zum Zwecke der Realisierung von Mehr-
wert ist. 

Es handelt sich also um einen doppelten Irr-
tum:Weder Wirtschaftswachstum an sich noch
ein spezielles Binnenwachstum kann zu »mehr
Beschäftigung« führen und die aktuellen dau-
erhaft Probleme lösen. 

Wir erleben es gerade mit,wie der gesell-
schaftliche Überbau zunehmend in Konflikt
mit der ökonomischen Basis gerät. Mit den
Symptomen dieser Entwicklung sind wir tag-
täglich konfrontiert.

Sozialistische Politik muß sich bei aller Be-
rechtigung der von »Sachzwängen« diktierten
Tagesaktualität der Aufgabe stellen,diesen Ge-
samtprozeß im Auge zu behalten und ökono-
mische Alternativen einer Gesellschaft ohne
Wert- und Mehrwertproduktion anzustreben.
Hier bietet sich angesichts wenig entwickelter
theoretischer Grundlagen nicht nur für den
Wirtschaftsexperten der PDS viel kreativer
Raum. Die »Barnimer Bürgerpost« steht als
Forum für eine solche Diskussion bereit. 

GERD MARKMANN

* Die beiden Artikel von Ralf Christoffers können im In-
ternet unter www.pds-barnim.de nachgelesen werden.

PDS eröffnete Bürgerzentrum in Eberswalde
Eberswalde (bbp). Am 18. April erfolgte die of-
fizielle Eröffnung des neuen PDS-Bürgerbüros
in der Breiten Straße 46,direkt gegenüber dem
Löwenbrunnen. Neben den beiden PDS-Land-
tagsabgeordneten Margitta Mächtig und Ralf
Christoffers sowie dem Eberswalder PDS-
Stadtverband und der Kreisgeschäftsstelle der
PDS Barnim befinden sich hier die Büros der
Eberswalder Stadtfraktion und der Kreistags-

fraktion der Partei. In einer Pressemitteilung
der PDS-Stadtfraktion heißt es,das gemeinsa-
me Bürgerzentrum gewährleiste durch die bes-
sere Erreichbarkeit der Stadtfraktion eine
größere Bürgernähe. »Es entsteht ein Begeg-
nungszentrum und Treffpunkt für vielfältige
Initiativen.« Als besonders positiv werde be-
wertet, daß das neue Bürgerbüro auch Men-
schen mit Behinderungen barrierefrei nutzen

können. Von der räumlichen Nähe zur Kreis-
tagsfraktion und zu den beiden Landtagsabge-
ordneten verspricht sich die Stadtfraktion Syn-
ergieeffekte für ihre politische Arbeit in der
Stadt Eberswalde. 

Das PDS-Bürgerzentrum ist am Montag,
Mittwoch und Donnerstag jeweils von 9 bis
16.30 Uhr sowie am Dienstag von 14 bis 17
Uhr offiziell geöffnet. 
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Vor 85 Jahren
Einen Monat nach den Kämpfen zur Abwehr

des Kapp-Putsches (BBP 4/2005) kam es am
24. April 1920 im Finowtal erneut zu einer
Massendemonstration der Arbeiter. Im Ebers-
walder Heimatkalender von 1960 informiert
Ludwig Arendt,wie es dazu kam:

»In den frühen Morgenstunden hatte man in
aller Stille in Britz durch ein starkes Gendar-
merieaufgebot von etwa 18 Gendarmen 8 Ar-
beiter verhaftet mit der Begründung, sie hätten
am 18. März bei einer öffentlichen Versamm-
lung gegen den Gendarmeriewachtmeister
Kampa in Britz Tätlichkeiten begangen. Es wa-
ren die Arbeiter O. Eggebrecht, K. Dahl, F.
Krause, G. Rünger, H. Blumeyer, O. Hartwig,
P. Puttrich und R. Sobeck.« 

Sie wurden gegen 7 Uhr in das Gefängnis
Eberswalde gebracht. Die Nachricht über die
Verhaftung verbreitete sich schnell. »Man be-
schloß,unter Niederlegung der Arbeit die Be-
freiung aller Verhafteten zu fordern. Bald ruhte
in allen Betrieben des Finowtals,wie Messing-
werk, Ardelt, Seiffert, Müller u. Schreiber und
in vielen anderen die Arbeit. Alle Arbiter grup-
pierten sich zu einem großen Demonstrations-
zug, der etwa gegen ½12 Uhr die Eisenbahn-
brücke erreichte. Der Zug bewegte sich dann
durch die Eisenbahn-,Kreuz- (heute:Frie-
drich-Ebert-Str.) und Bismarckstraße (heute:
Goethestraße), vor den Augen der aufge-
schreckten und staunenden Bürgerschaft unse-
rer Stadt,die nichts ahnte, zum Gerichtsgebäu-
de (heute Polizeiwache),das gegen 12 Uhr von
den Arbeitermassen eingeschlossen wurde.« 

Der bekannte Gewerkschaftsführer Max
Schrodeck, der dem während des Kapp-Put-
sches gebildeten Zentralrat angehörte (BBP
3/2005), setzte sich mit Amtsrichter Stricker
und dem Geheimen Justizrat Hirschberg we-
gen der Freilassung der Verhafteten in Verbin-
dung und machte sie auf die Folgen einer län-
geren Verhaftungsdauer aufmerksam. Er könne
für die empörten Arbeiter nicht garantieren.

»Der vor Angst schlotternde Amtsrichter
setzte sich sofort mit dem Landesgericht
Prenzlau in Verbindung, das die Verhaftung
angeordnet hatte. Man gab mit einer faden-
scheinigen Begründung (da kein Fluchtversuch
vorlag) die Arbeiter aus Angst frei. Mit großem
Jubel wurden die Genossen,auf den Schultern
getragen,von den Arbeitern begrüßt.« 

Max Schrodeck wies in einer Ansprache auf
die Macht der geeinten Arbeiterklasse hin. Die
Regierung habe nichts getan,um Arbeiter, die
die Verfassung schützten,vor einer Verhaftung
zu bewahren. Die Kapp-Putschisten hingegen
lasse man frei herumlaufen. Zum Schluß for-
derte Max Schrodeck die Arbeiter auf, wieder
an die Arbeitsstätten zurückzukehren. »Ruhig
und in geordneten Zügen, wie sie gekommen
waren,zogen die Massen wieder zu ihren Aus-
gangspunkten zurück. In einigen Betrieben
wurde erst am Montag (26.4.) die Arbeit wie-
der aufgenommen.« G.M. 

Prügel für Erhöhungs-Pläne
Wie die Ortsbürgermeister doch noch zur Erhöhung ihrer Entschädigungen kommen

Ausstellung:»Auf dem Weg« 

Nicht allzu lange ist es her, da berichtete die
MOZ darüber, daß »die geplante Erhöhung ih-
rer Aufwandsentschädigungen(der Ortsbür-
germeister in der Gemeinde Schorfheide) um
mehr als 100 Prozent nicht beschlossen wurde.
Die Ortschefs kriegen wieder ihre Entschädi-
gung in alter Höhe von monatlich 80 bis 290
Euro. Aber allein schon der Vorschlag, diesen
Verdienst auf 175 bis 750 Euro anzuheben,lö-
ste heftige Reaktionen aus.« Und selbst der
Bürgermeister, Herr Schoknecht, wird mit den
Worten erwähnt:»Eine Mehrheit zeichnet sich
ab, glaubt Bürgermeister Uwe Schoknecht, die
das Thema gar nicht mehr anfassen will«.

Geht man nun davon aus,daß in der Ge-
meinde ohne das Wohlwollen des Bürgermei-
sters gar nichts läuft,so ist es schon verwun-
derlich, daß auf der jüngsten Beratung des
Hauptausschusses dieses,in Leserbriefen als
»Raffke Mentalität« bezeichneten Verhalten,
nun erneut durch eine AG eingebrachten Vor-
schlag in abgewandelter Form schon wieder
auf der Tagesordnung stand und – man höre
und staune – auch eine Mehrheit fand. Und das
auch noch rückwirkend zum 1.1.2005,obwohl
die alte Satzung wieder in Kraft ist.

Nun, nicht alle Hauptausschußmitglieder
stimmten zu und manchen scheint es auch
peinlich zu sein,aber eben der Mehrheit nicht.
Doch jetzt kommt erst das Pikante und das
sage ich in Anerkennung der fleißigen Ausü-
bung des Ehrenamtes der Ortsbürgermeister,
die durchaus mit einer angemessenen Entschä-
digung zu vereinbaren ist.

Da man nun wohl eingesehen hat, daß der
öffentliche Haushalt derzeit nicht mehr belast-
bar ist und vor allem auch den Einwohnern
nicht vermittelbar ist,so will man ganz unge-
niert den Gemeindevertretern und Fraktions-
vorsitzenden in die Tasche greifen und deren
kaum nennbare Aufwandsentschädigung um je

10 Euro pro Monat kürzen und dieses dann
gestaffelt den Ortsbürgermeistern zur Verfü-
gung stellen. 

Für mich ist es nicht nachvollziehbar und ich
kenne auch keine gleichgelagerten Beispiele,
wo man sich gewissermaßen auf Kosten seines
Nachbarn in den Gemeindevertretersitzungen
die Diäten erhöht und rückwirkend den Ge-
meindevertretern gezahlte Aufwandsentschä-
digungen abzieht. Ist das überhaupt rechtens
oder ein Fall für die Kommunalaufsicht? 

Nun,moralisch ist es sicherlich nicht und ob
alle Ortsbürgermeister darüber glücklich sein
werden,bezweifle ich. Auf alle Fälle müssen
sie aber damit leben – sollte diese Vorlage in
der Gemeindevertretung eine Mehrheit finden.

Wertet man auf diese Weise die Tätigkeit der
Ortsbürgermeister auf, so muß man doch im
Umkehrschluß sagen, daß die Tätigkeit der
Gemeindevertreter und Fraktionsvorsitzenden
keine hohe Wertschätzung erfährt. 

Sollten diese zukünftig nur zum abnicken
von Vorlagen und insbesondere der jetzt vorlie-
genden gebraucht werden, so wäre die Kür-
zung ihres Salärs wohl gerechtfertigt, aber ich
kann es einfach nicht glauben,daß das so ist.

»Ich ziehe nicht nur den Hut vor Ihnen« (den
Ortsbürgermeistern), sondern vor allem ge-
wählten Gemeindevertretern und den Mitglie-
dern der Ortsbeiräte, auch wenn es hier ent-
sprechend den Möglichkeiten und Fähigkeiten
sicher unterschiedliche, aber insgesamt unver-
zichtbare Aktivitäten zum Wohl der Orte als
auch der Gemeinde gibt.

Das schreibe ich als nicht Betroffener son-
dern als Stellvertreter des kleinsten Ortsteiles
der Gemeinde Schorfheide, Schluft, der für
sein  Ehrenamt – und dabei liegt die Betonung
auf »Ehren« – 15 Euro Aufwandsentschädi-
gung erhält.

GÜNTER VOGLER

Potsdam (bbp). Mit Fotografie, Malerei und
Keramik aus eineinhalb Jahrzehnten ist die in
Britz beheimatete Fotografin und Malerin
Christine Radecke-Kluge seit 21. April in den
Räumlichkeiten der Friedrich-Naumann-Stif-
tung (Truman-Haus,Atrium im Neubau,Karl-
Marx-Straße 2,Potsdam-Babelsberg) zu se-
hen. Dirk Amelung aus Eberswalde stellte die
Künstlerin und ihr Werkin Potsdam vor.

Christine Radecke-Kluge ist 1968 in Ebers-
walde geboren. Sie konzentrierte sich zunächst
auf die Schwarz-Weiß-Fotografie und erhielt
auch für Ihre Arbeiten zahlreiche Preise. Nach
über zehn Jahren der Fotografie fand sie den
Zugang zur Malerei, um vom flüchtigen Mo-
ment der Entstehung einer Fotografie zur Um-
setzung eigener Phantasien und Ideen zu ge-
langen. Nach Ihrer Ausbildung von 1998 bis

2000 bei dem Maler und Grafiker Manfred Te-
kla folgte 2001 ein Semester Aktstudium an
der Freien Kunstschule in Berlin.

In allen Phasen ihrer künstlerischen Tätig-
keit war sie viel auf Reisen und hatte das Be-
dürfnis, Gesehenes und Erlebtes auf ihre Art
umzusetzen. Dabei waren es anfangs Land-
schaften und Städtebilder, die entstanden. Spä-
ter waren es mehr die Menschen, die in den
Vordergrund rückten, das Leben miteinander,
unterschiedliche Lebensformen und die Werte
anderer Kulturen. Die bevorzugten Techniken
der Künstlerin sind Öl,Acryl, Mischtechniken,
Fineliner und Keramiken in Plattenaufbautech-
nik. Die von der »Neuen Apotheke« (Rudolf-
Breitscheid-Str. 2 in Eberswalde) unterstützte
Ausstellung bei der Friedrich-Naumann-Stif-
tung wird noch bis zum 21. Mai zu sehen sein.
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Garteneinweihung
Eberswalde (bbp). Am 7. Mai findet die offizi-
elle Einweihung der im Rahmen des Stadtum-
baus und des Projektes »Soziale Stadt« mit öf-
fentlichen Mitteln geschaffenen Außenanlagen
des evangelischen Gemeindezentrums im
Brandenburgischen Viertel statt. Die Feierlich-
keiten beginnen um 14 Uhr mit einem Gottes-
dienst im Garten. Dabei gibt es Auftritte des
Eberswalder Gospelchors und von Kindern der
Kita »Arche Noah«. Anschließend sind die
Bürgerinnen und Bürger des Viertels eingela-
den,um den Garten in Besitz zu nehmen. Gar-
tencafe, Grillhütte, Hüpfburg, Volleyball,
Knüppelkuchen, Schminken, Spiele mit Kin-
dern, Karaoke-Show, Basteln, Schatzsuche
und Country-Dance gehören zu den umfang-
reichen Angeboten des Tages. Für alle, die den
Garten mitgestaltet haben,wird es ein Danke-
schön geben. Außerdem stellen sich Gruppen
vor, die im Gemeindezentrum ihr Domizil ha-
ben. Dazu gehören u.a. die Krabbelgruppe, der
Tauschring, die Montagsdemo,die Alkohol-
Selbsthilfe und die Gruppe Torwand. Diese bei
weitem nicht nur christlich geprägten Gruppen
verdeutlichen den Ansatz des Gemeindezen-
trums,der auch am Abend deutlich wird. Dann
gibt es nämlich gemixte Coctails,die bei Mu-
sik mit DJ Kappi beim Tanz in die Nacht ge-
nossen werden können.
Kontakt: Ev. Gemeindezentrum Potsdamer Allee 35,
16227 Eberswalde, Tel. 0334/3836820

Ausländerbeirat wird neugewählt Benefiz-Konzert 
mit André Herzberg in Eberswalde

Freitag, 29. April 2005, 20:00 Uhr
EXIL e.V., Am Bahnhof Eisenspalterei
(Nähe Familiengarten)

Auf Einladung der Barnim-Uckermark-Stif-
tung gastiert der Musiker André Herzberg am
29. April in Eberswalde. Herzberg ist als ehe-
maliger Sänger der Band PANKOW bekannt,
die mit ihrem ersten Album »Kille, Kille«
1983 den Grundstein für eine der erfolgreich-
sten Bandkarrieren der DDR legte. Neben der
Rockmusik widmete sich Herzberg stets auch
der Theaterarbeit. 1991 veröffentlichte er sein
erstes Soloalbum, das dritte Soloalbum »Los-
gelöst« ist jüngst erschienen. 

Die Erlöse aus dem Ticketverkauf kommen
einem Spendenfonds der Stiftung zu Gute, aus
dem die Stiftung das Grundstück und die Ba-
racken eines ehemaligen Außenlagers des KZ
Ravensbrück in Eberswalde erwerben will.

Das Gelände wird heute von den beiden Ver-
einen »Exil e.V.« und »Eberswalder Zentrum
für demokratische Kultur, Jugendarbeit und
Schule e.V.« genutzt. Mit dem Erwerb soll der
denkmalgeschützte Gebäudebestand langfri-
stig erhalten werden. Gleichzeitig soll auf die-
se Weise die Nutzung für Zwecke der demo-
kratischen Jugend- und Kulturarbeit gesichert
werden. Der Eintritt für das Konzert beträgt an
der Abendkasse 10 Euro.

ANDRÉ KOCH

Die Wahlperiode des jetzigen Ausländerbei-
rates endet am 26. Mai 2005. Daher macht sich
eine Neuwahl erforderlich.  Der Ausländerbei-
rat soll nach der Hauptsatzung des Landkreises
Barnim in Angelegenheiten der Ausländer und
Ausländerinnen gehört werden. Er kann dem
Kreistag und seinen Ausschüssen und dem
Landrat Anregungen vortragen. Er besteht aus
9 Mitgliedern und wird von den am Wahltag
im Landkreis länger als 3 Monate legal leben-
den Ausländern und Ausländerinnen, die das
18. Lebensjahr vollendet haben,auch wenn sie
gleichzeitig die deutsche Staatsangehörigkeit
besitzen, in allgemeiner, unmittelbarer, freier,
gleicher und geheimer Wahl für die Dauer von
3 Jahren gewählt. 

Die Wahl des Ausländerbeirates findet am
24.07.2005 statt. Wahlvorschläge können von
ausländischen Listenvereinigungen, Wähler-
gruppen und Einzelbewerbern/Einzelbewerbe-
rinnen eingereicht werden. Die Absicht, sich
zu einer Listenvereinigung zusammenzusch-
ließen,ist der Wahlleiterin spätestens am sie-
benundvierzigsten Tag vor der Wahl schriftlic h
anzuzeigen.

Die Wahlvorschläge sind bis zum 38. Tag
vor der Wahl, dem 16.06.2005,15.00 Uhr, bei
der Wahlleiterin, Frau Marieta Böttger, in
16225 Eberswalde, Heegermühler Straße 75
Kreisverwaltung Barnim, Zimmer 410,einzu-
reichen. Entsprechend § 28 BbgKWahlG
(Brandenburgisches Kommunalwahlgesetz)
darf der Wahlvorschlag mehrere Bewerber/in-
nen enthalten.

Im Wahlgebiet Barnim beträgt die Höchst-
zahl der auf einem Wahlvorschlag zu benen-
nenden Bewerber/innen 14 Personen. Alle er-
forderlichen Unterlagen zur Einreichung eines
Wahlvorschlages sind bei der Wahlleiterin er-
hältlich.

In Vorbereitung auf die Wahl führt der Aus-
länderbeirat die nachfolgend genannten öffent-
lichen Informationsveranstaltungen durch.
– Dienstag, 10.Mai,16.00 Uhr in Bernau,Ora-
nienburger Straße 10a (jüdische Gemeinde);
– Donnerstag, 19. Mai,18.30 Uhr in Eberswal-
de, Potsdamer Allee 35 (evangelisches Ge-
meindezentrum Brandenburgisches Viertel). 

CHRISTIAN TRILL, 
Pressesprecher Landkreis Barnim

Von der EU-Verfassung zur Dienstleistungsrichtlinie
Finowfurt (ks). Warum gibt es keine Volksab-
stimmung zur EU-Verfassung? Was steht über-
haupt in der Verfassung? Was steckt hinter der
Dienstleistungsrichtlinie und was bringt sie für
uns? Was macht eigentlich ein Europaabgeord-
neter in Brüssel oder Strasbourg? Haben wir
kleinen Leute etwas von diesem Europa? Mit
diesen Fragen setzt sich am 1. Mai,zum tradi-

tionellen Frühschoppen der PDS Schorfheide,
der PDS-Europaabgeordnete Dr. Helmuth
Markov auseinander. Er informiert und disku-
tiert über die aktuellen Entwicklungen in Euro-
pa und bei uns und über seine Arbeit als Euro-
paabgeordneter. Der Mai-Frühschoppen be-
ginnt am 1. Mai um 9.30 Uhr. Diskussionsort
ist der »Treff am Treidelsteg« in Finowfurt. 

Pflingsten am Breten
Er war die Überraschung zum ersten Alten-

hofer Liedersommer und zum Festival
Lied und Politik im Februar dieses Jahres in
der Wabe Berlin. Erst am 22. April begeisterte
Christian Haase & Band das Berliner Publi -
kum im tRÄNENpALAST und am 1. Mai
konnten Ihn die Eberswalder auf dem Markt-
platz kennen lernen.

Auf unsere wohl kleinste Freilichtbühne
Deutschlands kommt er diesmal mit seinem
hervorragenden Bandkeyboarder Rainer
Schön am Sonntag, den 15. Mai um 17 Uhr
zum 

12. Pfingstkonzert des altenhofer kulturkreises e.V. 
im Bootsverleih »Am Breten« in Altenhof am Werbellinsee (bei schlechtem Wetter findet das

Konzert auf der MS Schorfheide statt, der Eintritt zum Konzert kostet 5 Euro).
Bereits am Freitag, den 13. Mai,wird um 18 Uhr eine Ausstellung mit Werken von Manfred

Tekla zum Thema »Neues aus dem Klosterleben« eröffnet. Hier gibt es
sicher einiges Interessantes auf vergnügliche Art zu sehen und der
Pfingstsonntag beginnt traditionell ab 12 Uhr mit dem über offenen
Feuer selbst zubereiteten Kesselgulasch und frisch gezapften Bier!

GÜNTER LANDMANN, 
Vorsitzender altenhofer kulturkreis e.V.
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Ich bestelle ab sofort die „Barnimer Bürgerpost“
q zwei Ausgaben zur kostenlosen Probe

q Normalabonnement (12 Ausgaben:9 EURO)

q ermäßigtes Abonnement (12 Ausgaben:3 EURO)

Anspruch auf ein ermäßigtes Abo haben Schüler, Studenten,Einkommenslose bzw. -schwache (monatl. Einkommen
unter 600 EURO)

q Förderabonnement (12 Ausgaben:12 EURO – Mehrbetrag gilt als Spende)
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SOCIALIST Summertime 05 
Antirassimuskino

60 Jahre Befreiung. Allerorts wird an das
Ende des Hitler-Faschismus gedacht. Auch die
PDS Jugend Eberswalde will ihren Beitrag lei-
sten. Nach vorne schauen,nicht zurück – heißt
bei uns jedoch die Devise!

Daher zeigen wir am 13. Mai und am 3. Juni
zwei aktuelle Filme, die unterschiedlicher
nicht sein könnten. American History X und
Dirty Pretty Things. 
Beginn: jeweils um 18:30 Uhr, Ort: PDS Geschäfts-
stelle Eberswalde, Breite Str. 46, Eintritt frei!

American History X (13. Mai)
Edward Norton überzeugt in diesem US-

amerikanischen Drama in seiner Rolle als
rechtsradikaler Skinhead. Hass und Gewalt
ziehen sich durch den Film. Rechtes Gedan-
kengut scheint vererbbar zu sein – der Aus-
bruch aus diesem Teufelskreis ist somit umso
schwerer. Erst der Knast gibt dem Leben des
Hauptdarstellers eine neue Wendung. Nichts
für schwache Nerven, aber auf jeden Fall se-
henswert!

Dirty Pretty Things (3. Juni)
Audrey Tautou (Amelie) spielt die Türkin

Senay, die sich illegal in London aufhält,wo
sie in einem Nobelhotel als Zimmermädchen
arbeitet. Sie verliebt sich in den Nachtportier
Okwe aus Nigeria, der ebenfalls keine Aufent-
haltspapiere hat. Als man eine Leiche auf ei-
nem Zimmer findet,unternimmt der Hotelma-
nager alles,um den Mord zu vertuschen…

Ein Film ohne körperliche Gewalt – Rassis-
mus kann aber auch anders aussehen! Sehens-
wert und unbekannt.

»Sommer in der Mühle 2005«
Die Künstler der Zainhammermühle in

Eberswalde haben am 16. April die Ausstel-
lungsräume aus ihrem Winterschlaf geholt und
im Rahmen ihres Frühjahrsputzes alles für ei-
nen guten Start in den Mühlensommer 2005
vorbereitet.

Mit der 66. Ausstellung seit seines Beste-
hens wird der Kunstverein »Die Mühle e.V.«
die Saison 2005 eröffnen. In der Gemein-
schaftsausstellung

EINmühlSTEINJAHR 
werden die Besucher die neuesten Werke der
aktiven Künstler bewundern können.

Der Sommer in der Mühle wird traditionell
fünf Ausstellungen bringen. Lassen Sie sich
überraschen von der Vielfalt der Kunstgenre.

Die Saison beginnt in diesem Jahr am 1. Mai
2005, dem Tag des offenen Ateliers in
Deutschland. Zur Vernissage um 14.30 Uhr
werden die Besucher auch musikalisch durch
ein Saxophontrio der Musikschule Eberswalde
auf die Ausstellung eingestimmt. Danach wird
eine Fotoausstellung von Sören Beseler, einem
Gastkünstler aus Berlin, gestaltet. Traditionell
wird die Gruppe Holzgestaltung mit Gästen
ihre Werke in einer Ausstellung präsentieren.

Neu ist ein Projekt der Mühlenfrauen,die in ei-
nem über Wochen dauernden Werkshop Fabel-
wesen aus Pappmache kreieren werden. Als
krönenden Abschluß gibt es Werke aus Holz
und Farbe von Catrin Sternberg und Karl-
Heinz Apel, die für die gute Zusammenarbeit
zwischen Holzgestaltern und Malern stehen.

Anläßlich des Deutschen Mühlentages am
16. Mai wird die 3. MÜHLE(SPIEL)MEI-
STERSCHAFT durchgeführt. Teilnehmer
dafür sollten sich vorher anmelden (Tel.:
281818 oder 28 95 80). Am 17. September
werden in der Mühle Songs zwischen Rock,
PopFolk und New Country von der Band
DRIFTWOOD erklingen. Der Mühlensommer
wird mit der Versteigerung von Werken der
Mühlenkünstler zugunsten der Dachsanierung
der Mühle am 9. Oktober ausklingen.

Auch schon traditionell wird am 2. Advent
2005 der WeihnachtsKunstMarkt das Jahr be-
schließen.

Bleibt den Mühlenkünstlern zu hoffen, daß
die Mühle in der Nähe vom Krankenhaus und
dem Eberswalde Zoo zu den Ausstellungszei-
ten samstags und sonntags von 14.30 Uhr bis
18 Uhr gut besucht sein wird.

Außerdem hoffen die Mühlenkünstler dar-
auf, die Zainhammermühle auch nach der
Rückübertragung an die Alteigentümer weiter
als ihren Kunsthort betreiben zu können.

Die Mühle e.V. , 
Am Zainhammer 3, 16225 Eberswalde

S t a d t f ü h r u n g  i n  E b e r s w a l d e
Sonnabend, 30. April, 10.30 Uhr 

»6O Jahre danach«
Treffpunkt Adler-Apotheke (Steinstraße)


